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habe schon lange nach einem
Portal gesucht,um meine Erfah-
rungen publik zu machen.
Christian Taubenheim, Detmold

Soziales Element
metall 10/2005: Die Wähler haben
souverän entschieden

>Zur abgelaufenen Bundestags-
wahl hoffe ich,dass das soziale
Element bei den Zusammengeh-
verhandlungen nicht verloren
geht.Wir Arbeitnehmer benöti-
gen keine Lobby für den Unter-
nehmer,denn dieser verdient die
Millionen, sobald er morgens
aufsteht.
Reginald Vorberg, Duisburg

Neuer Rekord
metall-Rätsel: 1 bis 10/2005

>780 205 Briefmarken und
1416  Telefonkarten aller Art wa-
ren das Gesamtergebnis unserer
Übergabe mit der Kolpingfamilie
im Oktober an die »von Bodel-
schwingschen Anstalten« in Bie-
lefeld-Bethel,die unter anderem
mit dazu beitragen,die Arbeits-
plätze von bis zu 130 Behinder-
ten zu sichern.Diese Stückzahl
bedeutet gleichzeitig einen neu-
en Rekord seit Gründung der
Sammlung.Die mit den »Käfer-
freunden Oelde« 1991 gegrün-
dete Aktion führe ich inzwischen
mit meiner Frau,ebenfalls Metal-
lerin, als »Briefmarkenspenden-
aktion« erfolgreich fort.Allein
von unseren Metall-Kollegen und

Recht informativ

>Auch wenn Ihr Beitrag zum Au-
tomobil der Zukunft recht infor-
mativ verschiedene Aspekte der
Kraftstoffersparnis aufzeigt,wird
trotzdem der falsche Eindruck
genährt,dass die Kraftfahrzeug-
industrie aus bloßem Gewinn-
interesse und mangelnder Inno-
vationsfreude schwere, leistungs-
starke Kraftfahrzeuge baut und
dem Kunden sparsame Antriebs-
konzepte vorenthält.Dabei ist es
der Kunde selbst,der die Kaufent-
scheidung trifft,und aktuelle
Sicherheitstechnik,üppige Fahr-
leistungen und umfangreiches
Zubehör zu einem günstigen
Preis einfordert.Das 800 Kilo-
gramm schwere Drei-Liter-Auto
gibt es zu diesen Konditionen
nicht.
Björn Ewerings, Witten

>Nach Berichten deutscher
Nachrichtenblätter führen China
und Japan ein Limit für den Sprit-
verbrauch bei Neufahrzeugen
ein.Hochpreisige Neufahrzeuge
deutscher Hersteller können in
China wegen des hohen Spritver-
brauchs bereits heute nicht mehr
verkauft werden.
Olaf Lucke, Karben

Daten verschlüsseln
metall 10/2005: Illegale Daten-
schnüffelei

>Hätte die Staatsanwaltschaft
sich die Daten selber geholt, än-
dert es doch nichts daran,dass 

die Daten niemanden etwas an-
gehen – außer den Personen,die
sie etwas angehen. Immer öfter
werden die einfach zu kopieren-
den und effizient zu analysieren-
den Daten von Arbeitgebern,
mobbenden Kollegen,Strafver-
folgungsbehörden,Staatsschüt-
zern und anderen Schnüfflern
herangezogen.Nach dem Gesetz
legal,oder auch oft, vielleicht
auch im Fall Siemens München,
illegal.Manchmal wird Datenver-
kehr abgehört,manchmal eine
Festplatte kopiert oder beschlag-
nahmt.Nicht nur, aber besonders
Betriebsräte sollten ihre Daten
und ihren Datenverkehr immer
verschlüsseln.Verschlüsselung
schafft Sicherheit plus Integrität
und dadurch Vertrauen.
Carsten Stengel, Berlin

Voll getroffen
metall 10/2005: Proteste gegen Lidl

>Ihren Beitrag über die Firma
Lidl kann ich voll und ganz be-
stätigen.Als ehemaliger Mitar-
beiter dieser Firma habe ich diese
ganze Schmach auch mitmachen
müssen.Da ich einen Monat nach
Berufsstart die mit Nachdruck
geforderten 40 Artikel nicht beim
Kassieren erbrachte,wurde mir
vom Regionalleiter nahegelegt,
doch zu kündigen.Die von Ihnen
erwähnten Taschenkontrollen
wurden in der Filiale, in der ich
war, jeden Tag durchgeführt.
Auch wurde der Kofferraum des
Fahrzeugs,mit dem die Mitarbei-
ter kamen,manchmal ohne
Ankündigung kontrolliert.Nach
zwei Monaten habe ich dann
doch einem Aufhebungsvertrag
zugestimmt,um weiteren 
indirekten Mobbing-Aktionen
aus dem Weg zu gehen.Für Ihren
Artikel bin ich sehr dankbar. Ich

-Kolleginnen kamen von dieser
überrragenden Menge 110341
Briefmarken und 351 Telefonkar-
ten.Die metall-Redaktion steuerte
8550 Briefmarken dazu bei.Dafür
möchten wir uns bei den Kolle-
ginnen und Kollegen auf diesem
Weg bedanken und würden uns
über die weitere Unterstützung
für den guten Zweck freuen,denn
die Aktion läuft weiter.
Antonius Eikenkötter, Warendorf

E-Mail: 
metall-leserpost@igmetall.de
Die Redaktion behält sich vor, Leser-
briefe zu kürzen. 
Leserbriefe können nur bei Angabe der
Adresse veröffentlicht werden. 
Die vollständige metall-Ausgabe steht
auch im Internet.

Lothar Todorov, Köln

Energiesparender Fahrstil sollte angesichts der
Fahrschulpreise nicht erst Thema zusätzlicher
Schulungen sein.
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Prototyp eines Ein-Liter-Autos: Kunde trifft die Kaufentscheidung
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Inhalt

Editorial

>Die metall-Titelgeschichte in dieser
Ausgabe beschäftigt sich wieder mit der
Autoindustrie. Diesmal geht es nicht um
die Zukunft des Autos, sondern um den
»Sparkurs« bei den großen Autofirmen:
Daimler-Chrysler, Volkswagen, Opel. Doch
was wird gespart? An wem wird gespart?
Ist Sparen in? Jedenfalls jagt in der Auto-
mobilbranche eine »Sparrunde« die Nächs-
te. Zunächst geht das Sparen auf Kosten
der Belegschaften. Wird für sie das Geld in
einen großen Sparstrumpf zurückgelegt,
damit sie in der Not was übrig haben?
Doch es ist nicht das klassische Sparen.
Das Geld, dass den Arbeitnehmern für In-
vestitionen und Arbeitsplätze aus der Ta-
sche gezogen wird, wandert nicht etwa
auf die hohe Kante, sondern fließt gleich
weiter in andere Taschen: die der Aktionä-
re. »Rendite« heißt das Zauberwort, dem
alle langfristigen und nachhaltigen Pla-
nungen untergeordnet werden. Die Spar-
wut der Auto-Manager ist nichts anderes
als eine gigantische Umverteilung
zugunsten des »Shareholder Value«, wie
es im neoliberalen Neudeutsch heißt.
Außerdem wollen sie sich das Geld von
den Beschäftigten wieder holen, dass sie
für ihre Großprojekte verballert haben.
Aber wie bei allen von Menschen losgetre-
tenen Lawinen gibt es Alternativen.
>Die IG Metall stellte Ende Oktober in
Mannheim die Weichen für die künftige
Tarifpolitik. Auf einem tarifpolitischen
Kongress unter dem Motto »Stark in der
Fläche – aktiv im Betrieb« diskutierten
über 600 Teilnehmer die anstehende Tarif-
runde in der Metallindustrie oder die Er-
fahrungen mit dem Tarifabschluss von
Pforzheim. Auch international wurden in
Rom Vereinbarungen über die Tarifpoltik
in Europa getroffen. Die Gewerkschaften
rücken angesichts der gegenwärtigen
Lage näher zusammen.

Die Redaktion

Chancengleichheit
Damit Familie und Beruf nicht zum
Spagat werden, müssen Betriebsräte
und Unternehmer nach Lösungen
suchen. Betriebskindergärten oder 
familienfreundliche Arbeitszeiten sind
solche Angebote.
Seite 16

Textile Dienste
In den Wäschereien
wird für saubere Ar-
beitsbedingungen
gekämpft. Die IG
Metall-Kampagne
»Sauber bleiben mit
Tarif« zeigt Wirkung.
Auch mit einer Liste
schwarzer Schafe
wird Druck gemacht.
Seite 19
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Gr0ße Koalition
Aller Voraussicht nach
wird die Bundesrepu-
blik die nächsten vier
Jahre von einer Großen
Koalition regiert. metall
fragte Bundestagsabge-
ordnete, die Mitglied
der IG Metall sind, nach
ihren Erwartungen.
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Über das
Sparen
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Tarifpolitik

Kein Aufweichen
der Tarifverträge
Zum Auftakt der tarifpolitischen
Konferenz der IG Metall Ende Ok-
tober in Mannheim warnte der
Erste Vorsitzende der IG Metall
Jürgen Peters eindringlich vor ei-
nem Aufweichen der Flächenta-
rifverträge.

Es gebe gute Chancen und noch
bessere Gründe, ihn auch in Zu-
kunft mit Leben zu füllen. Peters
verwies darauf, dass Tarifverträ-
ge nicht nur die sozialen Stan-
dards der Beschäftigten absi-
chern, sondern die Unterneh-

Der Anteil Behinderter an allen
Arbeitslosen ist in den vergange-
nen Jahren kontinuierlich ge-
stiegen. Karl Hermann Haack,
Beauftragter der Bundesregie-
rung für die Belange behinderter
Menschen, macht dafür die
Bundesagentur für  Arbeit (BA)

mitverantwortlich. Mit ihrem Um-
bau zu einem Dienstleistungszen-
trum, so Haack, habe sie sich von
ihrer Mitverantwortung bei der
beruflichen Rehabilitation »zu-
rückgezogen«. Schwerbehinderte
sind im Schnitt 174 Tage länger
arbeitslos als Nichtbehinderte.<

Tarifpolitische Konferenz in Mann-
heim: Gesamtmetall blockiert

Mehr arbeitslose Schwerbehinderte

Quelle: Deutsche Bundesagentur für Arbeit, © metall-grafik

Anteil schwerbehinderter Erwerbsloser an 
der Arbeitslosigkeit  – in Tagen –

segneter Report. Dazu benutze
der Arbeitslose ganz fürchter-
liche Waffen, fand der ehema-
lige Journalist Clement heraus.
Mit »Tarnkappen-Einkommen«
und »Phantom-Wohnungen«
greife der Arbeitslose die Sozial-
kassen an. Doch nicht mit Su-
per-Clement. Mutig stellte er
sich dem Angriff in den Weg und
drohte den feindlichen Rebellen
mit seiner schärfsten Waffe:
Hausbesuche. Gut, dass der Ex-
Minister dafür nun auch Zeit hat.
Möge der Phantom-Schmerz
seines amputierten Amts mit
ihm sein.<

P f l a u m e  d e s  M o n a t s

In diesem Monat geht die Pflau-
me an Wolfgang Clement, abge-
wählter Wirtschaftsminister,
Rechthaber und Medien-Freund,
für seinen Vorschlag, Arbeits-
losengeld-II-Bezieher mit Haus-
besuchen zu überraschen. 
Clements große Arbeitsmarkt-
reform will sich partout nicht zu
einer Erfolgsstory wandeln.
Doch nicht die Reform ist
schlecht. Nein. Die Arbeitslosen
sind es. Rund zehn Prozent er-
schlichen sich zu Unrecht staatli-
che Leistungen, klagte Clement.
Von »Abzocke im Sozialstaat«
spricht ein von Clement abge-

Wolfgang Clement

men zu einem Wettbewerb um
die bessere Innovation zwingen
und nicht um die niedrigsten
Arbeitskosten. In Richtung der
Arbeitgeber sagte Peters: »Wer
den Flächentarifvertrag schä-
digt, sägt am Erfolgsrezept der
deutschen Wirtschaft.«

Für die zunehmende Tendenz
zum Aufweichen der Flächenta-
rifverträge machte er den Ar-
beitgeberverband Gesamtmetall
verantwortlich,der immer mehr
als Dienstleister und Unterneh-

mensberater agiere und die Ein-
wirkungspflicht auf die Unter-
nehmen vernachlässige. »Löhne
und Arbeitsbedingungen sind
kein Spielball für Manager, die
ihren Job nicht machen.«

Für die kommende Tarifbe-
wegung in der Metall- und Elek-
troindustrie kündigte Peters an,
dass die IG Metall deutlich mehr
Geld fordern werde. Darüber
hinaus wolle die IG Metall vor-
schlagen, den Tarifvertrag für
vermögenswirksame Leistun-
gen den neuen demografischen
Erfordernissen anzupassen und
für die betriebliche Altersvor-
sorge einzusetzen. Dies hätte
Gesamtmetall bislang blockiert.
Die IG Metall überlege auch,Ta-
rifverträge zu den Themen Inno-
vation und Qualifizierung in
Angriff zu nehmen. »Die Zeit
dafür ist reif«, erklärte er.

Tarifpolitik müsse heute »eu-
ropäisch« gesehen werden. Des-
halb haben die Gewerkschaften
des Europäischen Metallgewerk-
schaftsbunds (EMB) Anfang Ok-
tober in Rom etwa Regelungen
zur Qualifizierung beschlossen.
»Diese Vereinbarungen müssen
wir jetzt auf nationaler Ebene
umsetzen« sagte Peters.<
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642

alle Arbeitslose
Schwerbehinderte
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Bei der Buderus-Bosch-Thermo-
technik (BBT) im mittelhessi-
schen Lollar arbeiten die rund 950
Arbeiter seit 1. Oktober nur noch
30, die Angestellten 34 Stunden
pro Woche. Ohne Lohnausgleich.
Das heißt:Die Monatsverdienste
fallen geringer aus – bei Arbei-
tern um bis zu 14 Prozent.
Dadurch können rund 200 Be-
schäftigte, die ansonsten wegen
gesunkener Umsätze ihre Jobs
verloren hätten, gehalten wer-
den.

Grundlage hierfür ist der
Tarifvertrag zur Beschäftigungs-
sicherung. Er ermöglicht Be-
triebsvereinbarungen, die als
Gegenleistung für Arbeitszeit-
verkürzungen ohne Lohnaus-
gleich zum Verzicht auf
betriebsbedingte Kündigungen
verpflichten. Die BBT-Betriebs-
vereinbarung »Bündnis zur
Beschäfigungssicherung« ist

zunächst für zwei Jahre abge-
schlossen. Bei Bedarf kann sie
um zwei weitere Jahre verlän-
gert werden.

»Wir wollten eine solidari-
sche Lösung,die von allen getra-
gen wird«, sagt Betriebsrat Wer-
ner Bastian. Die Belegschaft hat
in einer Betriebsversammlung

zugestimmt. »Besser als entlas-
sen«, war der Grundtenor in
den Diskussionen. Das Unter-
nehmen betont den Vorteil, die
Produktion bei besserer Auf-
tragslage sofort mit einer moti-
vierten, qualifizierten und gut
eingespielten Belegschaft wie-
der hochfahren zu können.<

Außenansicht

Medienkampagne

Hurra Deutschland

»Mehr Eigenverantwortung«,
lautet der Slogan, mit dem
Arbeitern, Arbeitslosen und
Rentnern eingepaukt wird,
dass sie ihre Ansprüche auf
Lohn, Arbeitslosengeld und
Rente lieber zugunsten der Un-
ternehmensgewinne zurück-
stellen sollten – Lohnkürzung?
Hurra! Ähnliches bezweckt die
bislang größte nichtkommer-
zielle Werbekampagne »Du
bist Deutschland« – nicht nur
Propaganda für Hartz IV, son-
dern schon Einstimmung auf
Merkel. Jeder, wird dort sugge-
riert, könne alles, wenn er bloß
wolle – nur möge er bitte we-
der dem Staat noch dem Kon-
zern zur Last fal-
len. Der Kassiere-
rin wird zugeru-
fen: »Du bist der
Laden.« Dem Ar-
beitslosen und
der Renterin wird
empfohlen, »das
Land« doch »ein-
fach wie einen
guten Freund zu
behandeln«:
»Meckere nicht über ihn, son-
dern biete ihm deine Hilfe an.«
Wer würde von einem Freund
Arbeitslosenhilfe, Rente oder
Kindergeld erwarten? Und
natürlich arbeitet man für ihn
auch schon mal umsonst.
»Schumi«, erfährt man (in der
Anzeige »Du bist Schumi«),
»hätte es auch in jedem ande-
ren Job bis aufs Siegertrepp-
chen geschafft«. Jetzt, da er es
in seinem Job ganz deutlich
nicht aufs Siegertreppchen
geschafft hat, kann er also
immer noch Klaviervirtuose
oder Herzchirurg werden. Und
die vielen arbeitslosen Gabel-
staplerfahrer können dafür in
die Formel 1 wechseln, denn
Rennfahrer werden ja immer
gebraucht.<

Fo
to

: M
ic

ha
el

 K
ot

tm
ei

er

BBT, Lollar

Stefan Frank,
Redakteur beim
Politmagazin »kon-
kret« in Hamburg

Buderus-Angestellte in Lollar: »Bündnis zur Beschäfigungssicherung«
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Weil sich IG Metall und Betriebs-
rat der Porsche-Tochter CTS
(Hamburg, 220 Beschäftigte)
bei Verhandlungen über eine
Standortsicherung nicht ver-
äppeln lassen,will die Geschäfts-
leitung den Standort ausbluten.
Dabei waren alle Beschäftigten
zu finanziellen Einbußen bereit.
Der Betriebsrat setzte ebenfalls

ein Zeichen und zog seine Kla-
gen wegen überlanger Arbeits-
zeiten zurück. Manche Kollegen
hatten 15 Stunden täglich gear-
beitet, über zehn waren die Re-
gel. Oft wurden die gesetzlichen
Ruhezeiten nicht eingehalten.

Zum Dank legte CTS noch
nach. »Die wollen erst 50 Kolle-
gen entlassen und dann über

Standortgarantien verhandeln«,
ärgert sich Betriebsratsvor-
sitzende Bärbel Schelle, »ohne
uns.«

Als Antwort versucht die Ge-
schäftsleitung jetzt, die betriebli-
che Mitbestimmung zu unter-
laufen. Leiharbeiter werden oh-
ne Zustimmung des Betriebsrats
eingestellt, Zugriffe auf betrieb-
liche Daten wie Arbeitszeiten un-
tersagt. Schelle: »Das also ist die
neue Porsche-Kultur.« <

5

Erst feuern, dann verhandeln
CTS, Hamburg

Nach dem Einsturz der Textil-
fabrik Spektrum Sweater (metall
berichtete) sind bisher 35000
Euro Entschädigungen der Firma
Inditex eingegangen. Bei dem
Unglück wurden 64 Arbeiterin-
nen getötet, 79 verletzt.

Die Internationale Textil-, Le-
derarbeiter- und Bekleidungs-
vereinigung hatte europäische

Firmen kritisiert, weil sie »ge-
wissenlos Extrapofite« aus den
unzumutbaren Arbeitsbedin-
gungen bei Spektrum zogen.Als
Abnehmer der Textilprodukte
seien sie mitverantwortlich für
Niedrigstlöhne und Arbeitszei-
ten von 100 Wochenstunden.

»Noch immer warten viele
Spektrum-Arbeiterinnen auf

ausstehende Löhne«, klagt die
Kampagne für saubere Kleidung
(CCC), in der auch IG Metall und
Verdi mitarbeiten. Immerhin ha-
ben die verantwortlichen Unter-
nehmen, darunter auch Kar-
stadt/Quelle, Steilmann und
Kirsten Mode, eine weitere Er-
kundungsreise nach Bangla-
desch gestartet. CCC hat alle Fir-
men aufgefordert, einen Treu-
händerfonds einzurichten und
Betroffene zu entschädigen.<

Gewissenlose Profiteure
Spektrum Sweater, Bangladesch

30-Stunden-Woche sichert
200 Arbeitsplätze



metall 11/20056

Magazin

Köpfe

Willi Sturm, von 1984 bis 1991
geschäftsführendes Vorstands-
mitglied der IG Metall, starb am
19. Oktober im Alter von 76 Jah-
ren. Sturm war seit 1946 Mit-
glied der CDU und seit 1966 
Mitglied der IG Metall. Im Vor-
stand verantwortete er die 
Bereiche Handwerk und auslän-
dische Arbeitnehmer. Er war ein
Mann der ersten Stunde und
lebte bewusst für die christlich-
soziale Sache. Die IG Metall
dankt ihm für sein Engagement
und seine Leistungen, die er für
die Menschen und seine Orga-
nisation erbracht hat.<

Reiner Dworschak (51), Güte-
prüfer bei Mannstaedt in Trois-
dorf, hat vor dem Siegburger Ar-
beitsgericht eine satte Lohn-
nachzahlung erkämpft. Die Ge-
schäftsleitung hatte den Metal-
ler unerlaubt nach Hause ge-
schickt und die Lohnzahlungen
eingestellt. Trotz eines beste-
henden Arbeitsverhältnisses
musste der Metaller zum Ar-
beitsamt. Der Güteprüfer will mit
Hilfe der IG Metall seine Weiter-
beschäftigung durchsetzen.<

Friedrich Otto, gelernter Drechs-
ler und Zimmermann und seit
1946 IG Metall-Mitglied, hat im
September seinen 100. Geburts-
tag gefeiert. Otto – im Bild zu-
sammen mit seinem Enkel Rainer
Otto (links), beim IG Metall-Vor-
stand Gewerkschaftssekretär,
und Ulrich Marschner, Erster

Bevollmächtigter in Dinslaken –
war bis zur Rente bei Krupp in
Rheinhausen beschäftigt und an
vielen Arbeitskämpfen wie dem
Streik um die Lohnfortzahlung
dabei. Die metall-Redaktion
gratuliert ganz herzlich.<

Alstom Power, Mannheim

»Mit aller Kraft wehren«

Geßner (25) kritisierte das Aus-
bildungskonzept der Personal-
leitung als »falsche und rück-
wärtsgewandte Weichenstel-
lung«. Daimler-Chrysler stelle

mit einer schlecht ausgebildeten
Belegschaft seinen Ruf als »Pre-
mium-Hersteller« aufs Spiel:
»Qualität hat auch etwas mit
Qualifikation zu tun.« Gerade
im dritten und vierten Lehrjahr
erzielten die Azubis die größten
Lerneffekte für ihre spätere Ar-
beit – und den erwirtschafteten

Gewinn für das Unternehmen.
Die Ausbildungszeit zu verkür-
zen, verzögere nur den »Return
of Invest«.

Geßner appellierte auch an
die gesellschaftliche Verantwor-
tung des Konzerns: Jugendliche
mit einer zweijährigen Ausbil-
dung hätten kaum Chancen auf
dem Arbeitsmarkt.Und mit dem
angekündigten Ausbildungs-
platzabbau verschärfe Daimler-

Chrysler die Ausbil-
dungsmisere.
Erich Klemm sieht das
genauso: »Wir können
uns bei der Berufsausbil-
dung keine Experimente
erlauben. Wir werden
nicht ruhen, bis das ge-
klärt ist.«

Vorstandsvorsitzender
Zetsche bekräftigte hin-
gegen die Absicht des
Konzerns, die Ausbil-
dungszahlen zu senken.
Ob das 20 Prozent sind,
sei aber »noch nicht

endgültig«. Klemm erinnerte
den Konzernchef an die Verein-
barung zur Zukunftssicherung
aus dem vergangenen Jahr. In
der wurde auch die Übernahme
der Auszubildenden geregelt.
Der Vorstand dürfe nun nicht
versuchen, »Nachbesserungen«
durchsetzen zu wollen.<

Die Geschäftsleitung von Alstom
hat ihren gerichtlichen Antrag
auf Feststellung einer rechts-
widrigen Betriebsversammlung
zurückgenommen.

Grund für den Antrag beim
Arbeitsgericht Mannheim: Eine
fünftägige Betriebsversamm-
lung im April (metall berichte-
te), auf der die Belegschaft De-
tails über den geplanten Abbau
von 900 Stellen erfahren sollte.

Betriebsratsvorsitzender Udo
Belz wertet den Rückzug der Fir-
menleitung als einen kleinen
Teilerfolg im Kampf gegen die
Pläne des französischen Techno-
logiekonzerns.

Nach wie vor plane die Kon-
zernleitung, Stellen abzubauen
und Produktionen im Kraft-
werksbau an die Alstom-Stan-
dorte im Ausland zu verlagern.
Dagegen protestiert die Beleg-
schaft seit Monaten. »Wir müs-
sen durchhalten und uns auch
weiterhin mit aller Kraft gegen
die Kahlschlagpläne wehren«,
sagt Belz.

Eine Arbeitsgruppe des Auf-
sichtsrats sucht nach wie vor
nach Lösungen. Erste Vorschläge
sollen in der kommenden Sit-
zung beraten werden. Ein Er-
gebnis war bei Redaktions-
schluss noch nicht bekannt.<

Berufsunfähigkeit
Vorsorge für den Ernstfall 
Das Versorgungswerk Metall-
Rente bietet ein neues Produkt:
eine Berufsunfähigkeitsvor-
sorge. Der Grund: Mit der Ren-
tenreform von 2001 wurden
auch im Bereich von Erwerbs-
und Berufsunfähigkeitsrisiken
Einschnitte beschlossen. Der
finanzielle Ruin bei Berufsun-
fähigkeit ist heute eine reale
Gefahr. Die Berufsunfähigkeits-
vorsorge der Metall-Rente bietet
für Beschäftigte der Elektro- und
Metallindustrie stabile Tarif-
beiträge über die gesamte
Laufzeit, keine Beitragser-
höhung bei Berufswechsel so-
wie voller BU-Schutz bereits für
Auszubildende.< 

Die geplante Schmalspurausbil-
dung bei Daimler-Chrysler (DC,
siehe metall 9/2005) wird von Be-
triebsrat und Gesamtjugendver-
tretung abgelehnt. Auf einer Be-
triebsrätekonfe-
renz Ende Oktober
forderte Gesamt-
betriebsratsvor-
sitzender Erich
Klemm DC-Chef
Dieter Zetsche
auf, die angekün-
digten Pläne
zurückzunehmen.
Als Roman Geß-
ner, Vorsitzender
der Gesamtju-
gend- und Aus-
zubildendenver-
tetung (GJAV),
ans Rednerpult ging, zogen sich
alle Kolleginnen und Kollegen
demonstrativ die hellblauen T-
Shirts über, die vorher Jugendli-
che an die Teilnehmer verteilt
hatten. Auf ihnen standen die
Forderung der Azubis nach Er-
halt der Ausbildungsplätze und
der Qualität der Ausbildung.

Die Ausbildung
muss bleiben

Daimler-Chrysler
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Nachgefragt . . . Ausbildung

Bis zum Ende des Ausbildungs-
jahrs 2005 hat sich die Lage bei
den Ausbildungsplätzen nicht
verbessert. Der Ausbildungspakt
hat damit auch im zweiten Jahr
nicht den versprochenen Erfolg
gebracht. Statt Erfolge zu brin-
gen wurden Statistiken geschönt.
metall: Regierung und Wirtschaft
feiern gleichlaufend den Ausbil-
dungspakt als Erfolg. Siehst Du
das auch so?
Görner: Nein. Bei den Arbeitsagen-
turen sind in diesem Jahr knapp
zehn Prozent weniger Lehrstellen
als 2004 gemeldet. 100 000 junge
Leute sind nicht mit Ausbildungs-
plätzen versorgt und die Zahl der
Ausbildungsbetriebe ist weiter
zurückgegangen. Auch der fest im
Pakt vereinbarte »Rückbau« der so
genannten Alt-Nachfrager wurde
nicht erreicht.
metall: Warum dann trotzdem der
überschwängliche Jubel auf Ar-
beitgeberseite?

Görner: Damit sie nicht zugeben
müssen, dass ihre Rezepte ge-
scheitert sind. Also werden
Statistiken geschönt und Proble-
me verkleistert. Wirksame
Reformprojekte, wie die Ein-
führung der Umlagefinanzierung,
sind nicht gewollt.
metall: Warum nicht?
Görner: Weil die Bundesregie-
rung vor der ideologischen Posi-
tion der Arbeitgeberverbände
kuscht. Das was in den Betrieben
durchaus populär ist, nämlich die
Kosten für die Ausbildung auf alle
zu verteilen, steht bei den Ver-
bänden im Tabukatalog.
metall: Was erwartest Du in dieser
Frage von der Großen Koalition?
Görner: Die Misere bei der Aus-
bildung muss schonungslos

offengelegt werden. Der Rückzug
der Betriebe aus der Ausbildung
muss aufhören, denn Ausbildung
ist unternehmerische Pflicht. Alle
staatlichen Investitionen – immer-
hin mehr als drei Milliarden Euro –
gehören auf den Prüfstand. Wir
warnen die öffentliche Hand davor,
mit vielen Steuer-Millionen schuli-
sche Ausbildungsangebote aufzu-
bauen. Jugendliche mit schlechten
Lernvoraussetzungen brauchen
sachgerechte Unterstützung, kei-
ne Schmalspurausbildungen.
metall: Wird das reichen?
Görner: Die Kammern sollen end-
lich die Strafgebühren für Ausbil-
dungsbetriebe kappen. Und die
Bundesregierung sollte über ein
neues Finanzierungssystem der
Ausbildung nachdenken. Dabei

»Wir kämpfen um unser Werk«
Hauptstadt. Jeden Freitag sind
alle Samsung-Leute, die nicht
gerade Schicht haben, unter-
wegs.

Am 7. Oktober veranstalteten
sie den längsten Autokorso die-
ser Stadt – 269 Fahrzeuge ver-
breiteten die Botschaft: »Wir
lassen uns nicht einfach auf die
Straße setzen.« Der Kampfgeist
hat Wirkung.»Aus der Samsung-
Zentrale Deutschland hörte ich,

dass Kunden in E-Mails an-
kündigen, keine Produkte dieser
Marke mehr zu kaufen«, sagt der
Betriebsratsvorsitzende Wolf-
gang Kibbel. Der Schließungs-
grund für das Werk sei faden-
scheinig: Statt Bildröhren wer-
den jetzt  lieber Flachbild-
schirme gekauft. »Das war
abzusehen, deshalb fordern wir
seit Jahren Investitionen in 
neue Produkte«, sagt der Berli-
ner IG Metall-Bevollmächtigte
Arno Hager.

Noch ist es nicht zu spät zum
Umsteuern. Die Produk-
tion könnte schnell und
unkompliziert auf Flach-
bildschirme umgestellt
werden. »Wir geben
nicht auf«, sagen die Sam-
sung-Beschäftigten, und
immer mehr von ihnen
werden Mitglied der IG
Metall.<

Samsung, Berlin

»Die Regierung kuscht
vor den Arbeitgebern«
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muss endlich Gerechtigkeit
zwischen ausbildenden und nicht
ausbildenden Betrieben herge-
stellt werden. Der Staat sollte da-
zu Anreize setzen. Tarifvertrag-
liche Lösungen könnten rasche
Erfolge gewährleisten. Umso be-
dauerlicher ist es, dass Gesamt-
metall an dieser wieder Stelle nur
mauert.<

. . . bei Regina Görner, im Vorstand der
IG Metall zuständig für Berufsbildung

Schon wieder steht ein Industrie-
Standort in Berlin auf der Ab-
schussliste: Der südkoreanische
Samsung-Konzern will seine
Bildröhrenfertigung in Ober-
schöneweide zum 31. Dezember
2005 schließen und 750 der 800
Arbeitsplätze vernichten.

Seit die Hiobsbotschaft be-
kannt wurde, schallt der Ruf
»Samsung muss bleiben« durch
die Straßen und Medien der

Kundgebung in Berlin:
Samsung-Bildröhren-
werk muss 
erhalten bleiben
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Infineon 
Urabstimmung
beantragt
Der Chiphersteller Infineon
schließt sein Werk in München-
Perlach. 800 Arbeitsplätze wer-
den vernichtet.

»Wegen mangelnder rechtli-
cher und politischer Möglichkei-
ten hat die IG Metall-Verhand-
lungskommission zur Kenntnis
nehmen müssen, dass eine
Schließung von Perlach nicht zu
verhindern ist«, heißt es in einer
Stellungnahme.Auch bei der Fra-
ge des Schließungstermins und
der Abfindungen liegen die Posi-
tionen der beiden Parteien mei-
lenweit auseinander.

Der IG Metall-Verhandlungs-
führer Werner Neugebauer,
bayerischer Bezirksleiter: »Was
Infineon uns vorgelegt hat, ist ei-
ne Zumutung für die Beschäftig-
ten.« Die logische Konsequenz:
In einer Urabstimmung befan-
den die IG Metall-Mitglieder
über den Arbeitskampf.Der Streik
begann am 24. Oktober.<
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Automobil industrie

Titel

In der Automobilbranche jagt eine Sparrunde die nächste. Investitionen und Arbeits-
plätze gibt es bei einigen Herstellern inzwischen nur noch gegen Zugeständnisse der 
Belegschaften. Von einer Krise der Branche kann jedoch keine Rede sein. Schließlich 
gibt es Autohersteller, die auch in Deutschland gut leben. Porsche und Audi sind 
erfolgreich – BMW schafft sogar neue Arbeitsplätze. Die Probleme sind hausgemacht, 
verursacht durch Fehlentscheidungen des Managements. Die Suppe auslöffeln müssen am 
Ende die Beschäftigten.

Trends verschlafen –
Qualität vernachlässigt



er Sprecher der kritischen Aktionä-
re von Daimler-Chrysler schlug ei-
nen scharfen Ton an. Als größten

Arbeitsplatz- und Börsenwertvernichter in
der Geschichte der Daimler-Chrysler AG be-
zeichnete Jürgen Grässlin den Vorstandsvor-
sitzenden Jürgen Schrempp und forderte
seinen Rücktritt. Schrempp ging, Dieter Zet-
sche kam und die Arbeitsplatzvernichtung
ging weiter. Zetsche zauderte nicht lange
und kündigte an, 5000 Stellen bei der Mer-
cedes-Car-Group zu streichen. Kurz darauf
legte der neue Konzernlenker noch einmal
nach und erhöhte auf 8500.

Damit schließt sich der Kreis. Im letzten
Jahr eröffnete Daimler-Chrysler die Sparrun-
den in der Autoindustrie. Das Unternehmen
drohte im Sommer 2004 seinen Beschäftig-
ten in Sindelfingen, ihre Arbeitsplätze nach
Bremen oder Südafrika zu verlagern, sollten
sie nicht auf 500 Millionen Euro pro Jahr ver-
zichten. Die nächste Runde bestritt Opel. Im
Herbst kündigte der Mutterkonzern General
Motors an, rund 10 000 Stellen in Deutsch-
land zu streichen. In diesem Jahr – der Som-
mer war noch nicht vorbei – folgte Volkswa-
gen. Ein neues Modell für den Standort
Wolfsburg wollte die Konzernspitze nur zu-
sagen, wenn es so billig wie in Portugal pro-
duziert werden könne. Und während in
Wolfsburg noch verhandelt wurde, startete
bei Daimler-Chrysler eine neue Sparrunde.

Bei einigen Autoherstellern steckt der
Wurm drin – vor allen Dingen in den oberen
Etagen. »Erfolg oder Misserfolg hängt von
Strategieentscheidungen ab«, sagt Nikolaus
Schmidt, Experte für Industriepolitik beim
Vorstand der IG Metall in Frankfurt. Und da
lagen die Manager bei Opel, Daimler-Chrys-
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ler und VW in der Vergangenheit öfter dane-
ben als ihre Konkurrenten.

Dabei wirken Fehler oft lange nach, wie
das Beispiel Opel zeigt. Dort spürt man noch
immer den Lopez-Effekt. Der ehemalige
Chefeinkäufer, José Ignazio Lopez, griff An-
fang der 90er-Jahre zu einem radikalen Spar-
kurs und ramponierte durch Billig-Einkäufe
das Qualitätsimage der Marke Opel. Schon
früh warnten Arbeitnehmervertreter vor
dieser Politik, erzählt der heutige Gesamtbe-
triebsratsvorsitzende Klaus Franz. »Als die
Qualitätsprobleme vor sieben Jahren ihren
Höhepunkt erreichten,wurde auf unsere In-
itiative hin ein Qualitätsvorstand einge-
setzt.« Die Probleme mit mangelhaften Tei-
len sind Vergangenheit. Doch nichts haftet
länger als ein schlechter Ruf.

In der Luxusklasse vergaloppiert
Fehler machte das Management aber auch
bei der Modellpolitik und es verschlief den
Dieselboom, kritisiert Rainer Einenkel, Be-
triebsratsvorsitzender am Standort Bochum.
»Das war eine klassische Fehlentscheidung.
Aber ich kenne nicht einen Fall, in dem ein
Manager für eine Fehlentscheidung bezahlen
musste oder entlassen wurde.« Im Gegenteil:
Im vergangenen Jahr stiegen die Gehälter der
Topmanager von Unternehmen im Deut-
schen Aktienindex durchschnittlich um acht
Prozent. Und wer diese Etage verlässt, geht
meist mit goldenem Handschlag. Auch für
die Aktionäre ist fast immer etwas drin.

Fehlentscheidungen gab es auch bei den
anderen beiden Problem-Herstellern. So
vergaloppierte sich VW mit seinem Modell
»Phaeton« erfolglos in der Luxusklasse, sagt
Nikolaus Schmidt von der IG Metall. Auch

D

Titel

4% Entscheidungsschwäche

Fehlplanungen 
Marktinvestitionen

Methodische/
operative Vertriebs-/
Marketingmängel

Unternehmer-Know-how/
Persönlichkeit 

Defizite in der strategischen
Unternehmensführung 

Führungsdefizite und 
Defizite beim Einsatz von 
Führungsinstrumenten 

Defizite bei Transparenz 
und Controlling

19%

24%

27%

7%

9%

9%
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Ursachen von Krisen liegen zu 80 Prozent bei den Unternehmen selbst. 
Den größten Anteil machen dabei Führungsdefizite aus.  Quelle: TREbAG 2005 

Probleme oft hausgemacht
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Taylorismus: 
Die nach ihrem Begründer, dem US-Amerika-
ner Frederick Winslow Taylor, benannte Form
der Arbeitsorganisation kennzeichnet eine
hohe Arbeitsteiligkeit. Taylor sah die Arbeiter
in den Betrieben gegenüber dem Manage-
ment im Vorteil, da nur sie die Arbeit kannten.
Deshalb entwickelte er eine extreme Arbeits-
teilung, die dem einzelnen Arbeiter nur sehr
kleine Arbeitsschritte überließ. 

Den Überblick über die gesamten Arbeits-
prozesse behielt im Taylorismus das
Management. Damit hoffte Taylor, die
Machtverhältnisse zugunsten der Arbeitgeber
zu verschieben. Durch Prämienlöhne und
Akkordarbeit sollten die Arbeiter zu höheren
Leistungen angespornt werden.

Bei den Beschäftigten geriet der Tayloris-
mus bald in die Kritik. Die monotonen
Tätigkeiten und die hohe Arbeitsintensität be-
lasteten die Gesundheit. Die Fehlzeiten stie-
gen, die Qualität litt.

die Entwicklung einer komplett neuen Hin-
terachse für den Golf war nach Schmidts An-
sicht überflüssig. Mercedes machte zuletzt
vor allen Dingen mit Rückrufaktionen
Schlagzeilen. Und der Einstieg bei Chrysler
und Mitsubishi kostete Kapazitäten, die nun
an anderer Stelle fehlen.»Da wurde viel Geld
verballert«, sagt Schmidt.

Egal aus welchem Grund die Geschäfte
schlecht laufen, ausbaden müssen es immer
die Arbeitnehmer, kritisiert Armin Herber,
Opel-Betriebsrat in Rüsselsheim. »Das ist
eben der einfachste Weg.« Aber nicht unbe-
dingt der beste, meinen Experten. Schließ-
lich leiden die Autohersteller selbst unter
sinkenden Einkommen, sagt Thomas Haipe-
ter, wissenschaftlicher Mitarbeiter am Insti-
tut Arbeit und Technik in Gelsenkirchen.
»Der stagnierende Automarkt im Inland
macht den Herstellern zu schaffen.« Für
Haipeter sind die deutschen Hersteller
durchaus konkurrenzfähig. »Dafür sprechen
die Exportzahlen.«

Teurer Stellenabbau
Doch für Unternehmen sei die Stimmung
günstig Löhne zu senken. Das Klagelied der
Wirtschaft hat sich in den Köpfen festge-
setzt. Kaum einer bezweifelt noch die These
der zu hohen Kosten. Hinzu kommt: Wenn
einer mit Kostensenkung anfängt, muss die
Konkurrenz nachziehen – wie bei Opel und

VW, erklärt Haipeter. Doch gesamtwirt-
schaftlich geht diese Strategie eher nach hin-
ten los, befürchtet der Wissenschaftler:
»Wenn alle Unternehmen sich so verhalten,
sinkt die Kaufkraft und die Märkte schrump-
fen weiter. So werden wir unser Wachstums-
problem nie los.«

Unterstützung bekommt der Wissen-
schaftler sogar von Anteilseignern. Die kriti-
schen Aktionäre von Daimler-
Chrysler halten nichts vom
Stellenabbau bei Mercedes. Über
Kursgewinne auf dem Rücken
der Beschäftigten freut sich Paul
Russmann von den kritischen
Aktionären jedenfalls nicht. »Wenn man das
Aktiengeschäft langfristig sieht, dann gibt es
zwar jetzt einen kurzfristigen Mitnahme-
effekt, aber die Stellenstreichung demoti-
viert die Beschäftigten und verhindert eine
nachhaltige Standortsicherung.« 

Wie viele Stellen am Ende bei Daimler-
Chrysler gestrichen werden, steht nach An-
sicht des Gesamtbetriebsratsvorsitzenden
Erich Klemm noch nicht fest. Schließlich
rechnet das Unternehmen bei den gegen-
wärtigen Zahlen bereits künftige Rationali-
sierungsfortschritte mit ein. »Es soll also zu-
erst Personal abgebaut werden, um an-
schließend nach Maßnahmen zu suchen,die
diesen Abbau rechtfertigen. Ein solches Vor-
gehen halten wir für höchst problema-

tisch«, sagt Klemm. Für Daimler-Chrysler
scheint der Stellenabbau allerdings unaus-
weichlich, und er ist dem Unternehmen fast
eine Milliarde Euro wert. Jörg Hofmann, Be-
zirksleiter der IG Metall in Baden-Württem-
berg, bezweifelt, ob das Geld gut investiert
ist. »Man könnte auch eine Milliarde Euro in
die Hand nehmen, um in neue Ideen zu in-
vestieren.«

Denn es gibt Alternativen.Mit innovativen
Arbeitsmodellen lassen sich Flexibilität und
Qualität verbessern.Auch die Produktgestal-
tung bietet Spielräume. Doch statt Ar-
beitsmodelle weiter zu entwickeln, schrei-
ten manche Hersteller auf diesem Gebiet so-
gar rückwärts, sagt Martin Kuhlmann vom
Soziologischen Forschungsinstitut an der
Universität Göttingen.

»Einige Unternehmen, kehren zu stark
arbeitsteiligen, tayloristischen Arbeitsmo-
dellen zurück. Andere folgen blind japa-
nischen Beispielen.« Zwar werden etwa bei
Daimler-Chrysler auch innovative Arbeits-
modelle diskutiert, aber sie seien umstritten.
Wie erfolgreich gute Produktgestaltung sein
kann, bewies VW schon vor fast drei Jahr-

Die Erfindung der Arbeitsteilung

» Ich kenne nicht einen Fall, in dem 
ein Manager für eine Fehlentscheidung be-
zahlen musste.«
Rainer Einenkel, Betriebsratsvorsitzender Opel Bochum

Fordismus: 
Der Name steht für die Einführung der Fließ-
bandarbeit und Massenproduktion. Sie wurde
benannt nach dem Industriellen Henry Ford.
Auch den Fordismus kennzeichnen eine
extreme Arbeitsteilung und die Trennung von
Planung und Ausführung. Das Fließband gibt
das Arbeitstempo vor. Die Tätigkeit erfordert
keine hohe Qualifizierung, so dass sie von un-
gelernten Arbeitern übernommen werden

kann. Das Bild des Fließbandarbeiters, der in
seiner monotonen Tätigkeit gefangen ist, wur-
de vor allen Dingen durch Charlie Chaplins
Film »Moderne Zeiten« berühmt.

Neben den Arbeitsabläufen gehört zum
Fordismus eine Partnerschaft zwischen
Arbeitgebern und Arbeitnehmern und eine
Lohnentwicklung, die dem Produktivitäts-
fortschritt plus Inflationsrate entspricht. <

Titel



Arbeitsplätze nur noch gegen Verzicht? Proteste bei Daimler-Chrysler im letzten Sommer (links). »Der größte Arbeitsplatzvernichter in der Geschichte
Daimler-Chryslers.« Der ehemalige Vorstandsvorsitzende Jürgen Schrempp bei der Jahrespressekonferenz im Februar (rechts).
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metall: Warum haben einige deutsche Autohersteller zurzeit Probleme?
Jürgens: Aus verschiedenen Gründen. Die Konkurrenz auf den
europäischen Märkten wird schärfer, und vor allem die Kaufzurück-
haltung in Deutschland drückt das Geschäft. Aber auch das Angebot
stimmt nicht. Die Kunden wollten Diesel-Fahrzeuge mit Filter, aber die
deutschen Hersteller boten keine entsprechenden Autos an. Das
wundert mich. Schließlich hat die deutsche Autoindustrie von dem
Diesel-Boom Ende der 90er-Jahre profitiert. Eigentlich hätte sie bei der
Rußfiltertechnik ganz vorne dabei sein müssen. Das Gegenteil war der
Fall. Die deutsche Autoindustrie hat versucht, die Motoren selbst
weiterzuentwickeln, und kam damit zu spät auf den Markt. Erst jetzt holt
sie die Filterentwicklung nach.
metall: Gibt es auf diese Probleme keine andere Antwort als Arbeits-
platzabbau und Lohnverzicht bei den Beschäftigten?
Jürgens: Doch. Der Bedarf an Innovationen ist groß und mit neuen
Entwicklungen wie etwa elektronischen Bremssystemen lassen sich
Arbeitsplätze schaffen – nicht nur bei den Herstellern. Zwar be-
schweren sich viele bei uns über zu viele staatliche Regelungen,
aber ohne unsere Sicherheits- und Umweltauflagen wäre unsere In-
dustrie längst von Billigproduzenten übernommen worden. Doch lei-
der droht Deutschland seine Vorreiterrolle in Sachen Sicherheit und

Umwelt weltweit zu verlieren – wie das Beispiel der Hybridantriebe
zeigt.«
metall: Warum hinken in Deutschland einige Hersteller bei Innovationen
hinterher?
Jürgens: Man muss neue Produkte auch schnell umsetzen können. Doch
das ist bei uns schwierig. Wir reden zwar immer vom Ende des
Taylorismus, aber unsere Produktion ist noch immer sehr fordistisch. 
In Deutschland muss man fast ein komplettes neues Werk bauen, wenn
man ein neues Produkt umsetzen will.
metall: Was macht andere Autohersteller, etwa japanische, erfolgreich?
Eine modernere Produktion?
Jürgens: Ein japanisches Automobilwerk sieht nicht unbedingt moderner
aus. Eher im Gegenteil. Würde man deutsche Werke mit einem Nobel-
restaurant vergleichen, wären japanische Werke dagegen ein Schnellim-
biss. Aber in Japan sind die Bänder flexibler. Sie erreichen eher eine feh-
lerfreie Produktion, weil die Bänder bei Fehlern automatisch stoppen.<

Interview mit Ulrich Jürgens
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Ulrich Jürgens arbeitet am Wissenschafts-

zentrum Berlin für Sozialforschung und 

ist Mitautor des Buchs »Arbeiten am Auto 

der Zukunft, Produktinnovationen 

und Perspektiven der Beschäftigten«.

Werke wie ein Schnellimbiss

zehnten, sagt Kuhlmann. In den 70er-Jahren
geriet der Konzern in eine Krise,weil der Kä-
fer auslief. Das Unternehmen entwickelte
nicht einfach nur ein neues Auto, es schuf ei-
ne ganz neue Klasse – die Golf-Klasse.

Bei Opel gibt es zumindest am Standort
Bochum inzwischen Hoffnung auf bessere
Zeiten. »Der Markt für die Bochumer Au-
tos boomt«, sagt Betriebsratsvorsitzender
Rainer Einenkel. Die Belegschaft arbeitet
rund um die Uhr und hat inzwischen ein
Zeitguthaben von rund 700000 Stunden

angehäuft. Dennoch besteht Opel Europa-
Chef Carl Peter Forster auf dem vollständi-
gen Abbau von 2800 Stellen in Bochum.
Doch für Einenkel steht fest. »Solange wir
unsere Zeitguthaben nicht ausgleichen
können, und solange wir Leiharbeiter be-
schäftigen müssen, brauchen wir keine
weiteren Stellen zu streichen.« Der Be-
triebsrat hat eine Checkliste an die Be-
schäftigten verteilt, um zu zeigen, wo Per-
sonal fehlt. Gegen die Auslagerung von
über 100 Arbeitsplätzen zog er sogar vor

Gericht. Mit Erfolg. Das Arbeitsgericht
stoppte die Auslagerung. Ein Detail im Zu-
kunftsvertrag machte es möglich. Noch
besteht für die Arbeitsplätze in Bochum
Hoffnung.

Denn angestammte Gewinner- und Ver-
liererplätze gibt es in der Autoindustrie oh-
nehin nicht. Noch Anfang der 90er-Jahre sa-
hen die Verhältnisse auf dem deutschen Au-
tomarkt ganz anders aus. Damals galt Opel
als erfolgreichster Hersteller, tief in der Krise
steckte ein anderer – Porsche.<
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Nach der Bundestagswahl ringen die Partei-
en um eine handlungsfähige Regierung.
Eine Große Koalition zeichnet sich ab.

Das Wählervotum ist ein klares Votum für
den Erhalt von Arbeitnehmerrechten und
Sozialstaat. Das ist positiv. Die Behauptung,
dass das Werben für unser Arbeitnehmer-
begehren für Arbeit, Innovation und soziale
Gerechtigkeit den Ausgang der Wahlen ent-
schieden hätte, wäre überzogen. Es hat aber

zu einem gesellschaftlichen Klima beige-
tragen, das den Durchmarsch der Neolibe-
ralen verhindert hat.

Das zeigt – gerade in diesen schwierigen
Zeiten – dass sich politisches Engagement
lohnt. Es ist unser Signal gegen Resignation
und Enttäuschung.

Von der neu gewählten Bundesregierung
erwarten wir, dass sie das Wählervotum
respektiert.Wir erwarten, dass sie nicht
eine Politik des »Weiter so« betreibt, son-
dern aktiv die Lösung der zentralen Pro-
bleme des Landes anpackt.

Gerade die beiden großen Volksparteien
sind verpflichtet, sich in ihrer Politik nicht
an den Interessen der Großaktionäre,
Finanzinvestoren und Spitzenverdiener zu
orientieren, sondern an denen der großen
Mehrheit der Bevölkerung.
Das heißt konkret:
>Wir wollen die Sicherung von Tarifauto-
nomie, Mitbestimmung und Arbeitnehmer-
rechten.
>Wir fordern ein Sofortprogramm für
öffentliche Investitionen im Umfang von

20 Milliarden Euro jährlich. Der Staat muss
mehr in Bildung, öffentliche Infrastruktur,
Kinderbetreuung und Umweltschutz inves-
tieren, damit neue Arbeitsplätze entstehen
können.
>Wir wollen aber auch ein Innovations-
konzept. Das soll Forschung und Entwick-
lung fördern, mit einer Ausbildungsumlage
qualifizierte Ausbildungsplätze schaffen
und die berufliche Weiterbildung gesetzlich
verankern.
>Beide großen Parteien haben erheblich an
Wählerstimmen verloren, weil sie nicht die
Arbeitslosigkeit, sondern die Arbeitslosen
bekämpften. Deshalb fordern wir grundle-
gende Korrekturen an Hartz IV und eine ak-
tive Arbeitsmarktpolitik, die besonders jün-
gere und ältere Arbeitslose fördert.
>Und wir wollen eine Bürgerversiche-
rung, die unsere solidarischen Versiche-
rungssysteme zukunftsfest macht. Grund-

legend für all diese Maßnahmen ist, dass
der Staat finanziell wieder handlungsfähig
wird. Das Konzept »Solidarische Einfach-
steuer« ist ein Konzept, das unser Steuer-
system sozial gerechter und für den Staat
ergiebiger macht. Unternehmen,Vermö-
gende und Spitzenverdiener sollen sich
stärker an der Finanzierung öffentlicher
Ausgaben beteiligen. Das ist nicht nur ein
Gebot sozialer Gerechtigkeit. Das ist auch
Ausdruck ökonomischer Vernunft.

Bei den Koalitionsverhandlungen sind
jetzt Union und SPD am Zug.Wir erwarten,
dass dabei die Interessen der Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer nicht unter
die Räder kommen.Auch das gehört zum
Respekt vor dem Wählervotum.

Jürgen Peters, 
Erster Vorsitzender
der IG Metall

Die Politik muss sich an
den Interessen der großen
Mehrheit der Bevölkerung
orientieren.

Respekt vor dem  
Wählervotum

Fo
to

: M
ar

ku
s 

K
ir

ch
ge

ß
ne

r



metall 11/2005

Die Große Koalition

13

Stimmen
der 

Abgeordneten 

Deutschland nach der Wahl.
Die Wählerinnen und Wähler
haben den arbeitnehmerfeind-
lichen Konzepten der Parteien
einen Denkzettel verpasst.
Doch werden die Abgeordneten
den Wählerwunsch nun auch
umsetzen? Werden sie ab-
rücken von ihren neoliberalen
Reformen? metall hat nachge-
fragt bei Abgeordneten, die IG
Metall-Mitglieder sind.

Deutschland nach der Wahl

mehr Einfluss auf betriebliche Entscheidun-
gen zu nehmen. Dazu sind gute und ver-
bindliche Bildungsangebote nötig. Und die
Betriebsräte brauchen mehr Unterstützung.
Außerdem werde ich mich als neue Vorsit-
zende der Tarifgemeinschaft der Bundes-
tagsabgeordneten darum kümmern, dass
sich mehr Kolleginnen und Kollegen an den
Tarifvertrag halten, den Verdi mit dem Deut-
schen Bundestag abgeschlossen hat. Schließ-
lich sollten alle Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter der Abgeordneten für sich Arbeitneh-
merrechte in Anspruch nehmen können.«

» Genau wie im Wahlkampf vertreten,
geht es weiter darum, Arbeitnehmerrechte
zu erhalten und auszubauen.Die großen Fir-
men fahren – das geben sie selbst zu – nicht
schlecht mit der Mitbestimmung und mit

gut ausgebildeten
Betriebsräten. Ich
halte es für wichtig,
dass alle Betriebsräte,
auch die in kleinen
und mittleren Unter-
nehmen, die Mög-
lichkeit bekommen,Fo

to
: F

M

Franz Romer, CDU-MdB 1990 
bis 1994, seit 1996 wieder,
IG Metall Baden-Württemberg

» Das A und O unserer Politik muss sein,
den Arbeitsmarkt auf Vordermann zu brin-
gen.Wir brauchen mehr Arbeits- und Ausbil-
dungsplätze und müssen mehr für ein Mit-
einander der Arbeitnehmer und Arbeitgeber
tun. Ich stehe für den Erhalt der Tarifautono-
mie und der Flächentarifverträge.Aber inner-
halb dieser Regelungen muss es mehr Spiel-
raum für betriebliche Bündnisse und indivi-
duelle Vereinbarungen geben. Die Unterneh-
men, gerade die kleineren, benötigen mehr
Flexibilität, um Arbeitsspitzen und -engpässe
ausgleichen zu können. Betriebliche Rege-
lungen erfordern aber auch starke Betriebsrä-
te, die die Interessen der Arbeitnehmer im
Unternehmen angemessen vertreten. Ich
denke, dass generell Gewerkschaften und Ar-

beitgeber stärker auf-
einander zu gehen
müssen, schließlich
heißt es Tarifpartner-
schaft. Es geht nicht
darum, Erfolge allein
zu Lasten einer Seite
zu erreichen.«Fo

to
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Jella Teuchner, seit 1994 SPD-MdB, IG Metall Passau

Foto: picture-alliance / dpa / Brakemeier

Foto: picture-alliance / dpa / Settnik
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Eine Umfrage von Gudrun Giese
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Kommentar

›Koalition der Vernunft‹ oder ›Reform-Koa-
lition‹ aber auch ›kleinstes Übel‹ oder ›Not-
lösung‹ hört man, wenn von der großen Regie-
rungskoalition aus SPD und CDU/CSU unter
einer Bundeskanzlerin Merkel die Rede ist.
Eines lässt sich wohl sagen: Sie entspricht
nicht dem Wunsch der Wähler. Denn das Wahl-
ergebnis vom 18. September hat sowohl der
›Weiterreform‹ Schröder’scher Prägung als
auch einem mit dem ›Steuerexperten‹ Paul

Kirchhof gut symbolisierten
Politikwechsel Merkel’scher
Orientierung eine klare Absage
erteilt. Da beide Politiklager ge-
genüber dem für die konservativ-
liberale Opposition verlust-
reichen Wahlausgang von 2002
in den Stimmanteilen fast kons-
tant geblieben sind, im linken
Wählerspektrum mit dem star-
ken Ergebnis der Linkspartei aber
ein klarer Linksrutsch ausgelöst
wurde, dürften die Zeichen der
Zeit eigentlich deutlich sein: Die

Wählermehrheit möchte eine sozialdemokra-
tische Politik, wie sie in der
Schröder-SPD zuletzt nur
noch in der Wahlkampf-
Rhetorik auffindbar war:
Der Staat soll klare soziale
Verantwortung
akzeptieren, sich nicht hin-
ter globalen Marktentwicklungen verschan-
zen und den Menschen gegen die Schwächen
des Markts verteidigen und nicht mit einer
Hartz-IV-Gesetzgebung dafür noch selbst ver-
antwortlich machen. 

Von all dem darf in einer großen Regie-
rungskoalition nicht viel erwartet werden. Die
Regierungsprogramme von SPD und
CDU/CSU weisen wenig Gemeinsamkeiten,
aber viele Konfliktfelder auf. Mit dem kleins-
ten gemeinsamen Nenner – möglicherweise in
einer weiteren Senkung der Unternehmens-
steuern – wird man Deutschland nicht regie-
ren können, die ›Sozialdemokratisierung‹ der
CDU/CSU wird an den Wirtschaftsliberalen in
der CDU um Friedrich Merz zerbrechen. Und

jedes Weiterreformieren auf Schröders
Spuren würde die SPD weiter schwächen
und der Linkspartei zusätzlichen Zulauf
verschaffen.

Also: Voraussichtlich wird es nicht zu dem
Systemwechsel unsolidarischer Steuer-,
Sozial-, Tarif- und Mitbestimmungsreformen
kommen, die sich die CDU/CSU auf die
Fahnen geschrieben hatte, aber eine wirklich
solidarische Reform der Sozialsysteme und,
vor allem, eine Reform der makroökono-
misch auszurichtenden Wirtschaftspolitik,
darf wahrlich von einer großen Koalition auch
nicht erwartet werden. Eine besser auf einan-
der abgestimmte Finanz-, Geld- und Lohnpo-
litik, eine deutliche Erhöhung der öffentli-
chen Investitionen und eine auf eine breitere
Einnahmebasis gestellte (Bürger-) Sozialver-
sicherung – gegebenfalls unter Entlastung
der Lohnnebenkosten durch Erhöhung der
Mehrwertsteuer – aber sind notwendig,
wenn ein nachhaltiger Ausweg aus der Sta-
gnation gefunden und die Wende am Arbeits-
markt geschafft werden soll. Bleibt hingegen
diese Wende aus, bleibt auch der Druck auf

die Sozialsysteme, die
Arbeitsmarktregulie-
rungen – halt der ganze
neoliberale Themen-
kasten – erhalten und
das ›mehr davon‹ wird
nicht verstummen.

Ein ›Mitte-Links-Bündnis‹ aus SPD,
Grünen und Linkspartei, dass sich aufgrund
der großen grundlegenden Übereinstimm-
ungen der Wahlprogramme eigentlich an-
bieten würde und dass dem Wählervotum
besser entsprechen würde als eine große
Koalition, ist nie ernsthaft erwogen worden.
Die Parteistrategen sollten besser zuhören,
wenn das Volk schon mal um seine Stimme
gebeten wird. Denn eines ist klar: Wenn eine
Regierung, deren politische Legitimation
zweifelhaft ist, keine ökonomischen und
gesellschaftlichen Erfolge vorweisen kann,
gerät die politische Stabilität in diesem Land
in Gefahr – das kann niemand wollen und
lässt mich hoffen.<
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Arne Heise,
Professor für
Volkswirtschafts-
lehre an der Uni-
versität Hamburg

Der leere Plenarsaal: »Es ist wichtig, 
die Mitbestimmung auszubauen.« 

Die Wähler wollen kein schwarz-
gelbes Bündnis. In der Großen Ko-
alition von SPD und Union wird
Kanzler Schröder kein Amt haben. 

»Vordringlich sind wirksame Schritte ge-
gen die Jugendarbeitslosigkeit. Deshalb
muss die Idee einer Ausbildungsplatzabgabe
wieder belebt werden. Sehr schnell sollte
Hartz IV in wesentlichen Punkten verändert
werden: Wer in die Arbeitslosenversiche-

rung eingezahlt hat,
muss länger Arbeits-
losengeld I erhal-
ten. ›Bedarfsgemein-
schaften‹ sollten
nicht so eng gefasst
bleiben, dass etwa
Kinder für ihre be-

dürftigen Eltern aufkommen müssen, bevor
ALG II gezahlt wird. Außerdem wird es
wichtig, Mitbestimmungs- und Tarifrechte
nicht nur zu erhalten, sondern auszubauen;
etwa die Mitbestimmung der Betriebsräte
bei Kündigungen sowie in wirtschaftlichen
Angelegenheiten. Ich denke auch daran, ei-
ne Initiative zum Ausbau des Streikrechts zu
starten. Das ist ein Punkt, mit dem die SPD
1998 einmal angetreten war. Bei all’ diesen
Themen geht es darum, Debatten anzu-
stoßen, die schon lange überfällig sind.«
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Jörg Tauss, seit 1994 SPD-MdB, 
IG Metall Baden-Württemberg

» Es ist sehr wichtig,dass das Wahlergebnis
eine schwarz-gelbe Mehrheit und damit
eine neoliberale Wende ausgeschlossen

hat. In der beginnenden
Legislaturperiode müs-
sen wir schnell die Ar-
beitsmarktprobleme an-
gehen. Dazu ist eine bes-
sere Kooperation zwi-
schen SPD und IG Metall
wichtig und nötig. Ein

wichtiges praktisches Aufgabenfeld ist der
Bereich Arbeit – Wirtschaft – Forschung: In-
novationen müssen angestoßen und geför-
dert werden, um Arbeitsplätze zu sichern. In
den letzten Jahren haben Unternehmen ihre
Kosten in erster Linie durch Stellenstreichun-
gen gesenkt. Innovative Ansätze setzen dage-
gen auf mehr Energieeffizienz oder opti-
mierte Arbeitsprozesse, nicht auf weniger
Beschäftigte.«
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Klaus Ernst, ab 2005 MdB Links-
partei, Erster Bevollmächtigter 
der IG Metall Schweinfurt

Der Wahlausgang und die unsicheren Aussichten

wirtschaftspolitischer Besserung

»Eine solidarische Reform
der Sozialsysteme darf
von einer Großen Koalition
nicht erwartet werden.«



Josip Juratovic, bisher freigestell-
tes Betriebsratsmitglied Audi
Neckarsulm, ab 2005 SPD-MdB, IG
Metall Neckarsulm

» Ganz oben auf meiner Prioritätenliste
steht, für Erhalt und Ausbau der Tarifauto-
nomie zu kämpfen. Dazu gehört, das Ent-
sendegesetz umzusetzen und tarifliche Min-
destlöhne zu erreichen, die möglichst allge-
meinverbindlich werden sollten. Das zweite
wichtige Ziel ist, alle Kräfte für mehr
Beschäftigung zu stärken.Es ist überfällig,dass
die kommunale Nachfrage gestützt wird,

sprich: mehr Geld für
nötige Investitionen in
den Ausbau der kom-
munalen Infrastruktur
eingesetzt wird. Und
schließlich: Bei allen
Reformen, so nötig sie
im Einzelfall sind,

metall 11/2005 15

» Ich möchte meine Erfahrungen als Be-
triebsrat und Metaller in die Ausschuss- und
Parlamentsarbeit einbringen. Inhaltlich ist
der Erhalt der Tarifautonomie ein absolutes
Muss. Und es darf auch in Zukunft kein
Zurück beim Erhalt der Steuerfreiheit von
Nacht-, Sonn- und Feiertagszuschlägen ge-
ben. Intensiv werde ich mich dem Thema
Integrationspolitik widmen. Grundsätzlich
bin ich froh, dass – nach anfänglichen
Widerständen und Zugeständnissen an
den CDU-dominierten Bundesrat – das
Zuwanderungsgesetz zustande gekommen

ist. Doch es muss
mit Leben gefüllt
werden. Ich werde
intensiv den Kon-
takt zu Migranten-
Vereinen pflegen
und mich weiter
im Migrationsaus-
schuss beim IG
Metall-Vorstand en-
gagieren.«Fo
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Klaus Brandner, seit 1998 SPD-
MdB, Erster Bevollmächtigter der
IG Metall Gütersloh
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Werner Dreibus, ab 2005 MdB
Linkspartei, Erster Bevollmäch-
tigter der IG Metall Offenbach

» Wir brauchen ei-
nen Politikwechsel
insgesamt und eine
bessere Kommunika-
tion mit außerparla-
mentarischen Organi-
sationen – vor allem
mit den Gewerkschaf-
ten. Inhaltlich wird esFo

to
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M
in meinen Bereichen Wirtschaft,
Arbeit und Soziales um die
Schwerpunkte Hartz IV, Mindest-
lohn, Vermögenssteuer und Zu-
kunftsinvestitionsprogramm ge-
hen. Die Koalitionsvereinbarung
zwischen CDU und SPD muss an

den Aussagen zu diesen Themen gemessen
werden. Hartz IV halten wir für einen
grundsätzlich falschen Ansatz, der nicht ge-
eignet ist,arbeitsmarktpolitische Probleme zu
lösen. In einem ersten Schritt muss es jedoch
darum gehen, die gröbsten Ungerechtigkei-
ten – wie die Differenz des ALG II zwischen
Ost und West, die Zumutbarkeitskriterien für
die Arbeitsaufnahme – zurückzunehmen.«

muss beachtet werden, dass sie sozial gerecht
gestaltet werden und dass Arbeitnehmerin-
teressen nicht hinten an stehen. Vor allem
muss dem Trend gegengesteuert werden, ab-
hängig Beschäftigte als ›Kostenfaktoren‹
wahrzunehmen.«

die Steuerfreiheit der Sonntags-, Nacht- und
Feiertagszuschläge zu erhalten. Darüber hin-
aus will ich auch unter den Rahmenbedin-
gungen einer Großen Koalition daran arbei-
ten,das Projekt der solidarischen Bürgerversi-
cherung im Gesundheitswesen umzusetzen.
Alle Einkommensgruppen sollen in die Soli-
dargemeinschaft einbezogen werden, um das
System stabil und sozial gerecht zu machen.

Außerdem will ich die bessere Vereinbarkeit
von Familie und Beruf vorantreiben. Ich wer-
de mich für eine flächendeckende Betreuung
der unter dreijährigen Kinder und für die Ein-
führung eines Elterngelds stark machen.«

» In den Sondierungsgesprächen mit der
Union wurden bereits Einigungen erzielt,die
für mich als Gewerkschafterin und Parlamen-

tarierin eine gute
Grundlage für meine
weitere Arbeit bilden:
Die Tarifautonomie
wird nicht angetastet;
Arbeitgeber und Ar-
beitnehmer werden
auch in Zukunft fair
über Arbeitsbedin-
gungen verhandeln.
Uns ist es gelungen,Fo
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Andrea Nahles, IG Metall-Mitarbeiterin 2002/03, SPD-MdB 1998 
bis 2002, ab 2005 wieder, Rheinland-Pfalz

Anzeige

Foto: picture-allaince / dpa / Brakemeier
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MW ist stolz. Auf das neue Haus
mit Garten in der Nirschlstraße in
Dingolfing und darauf, dass dort

seit Anfang Oktober Platz für zwei Kinder-
gartengruppen der BMW-Strolche mit 32
Kindern im Alter zwischen acht Wochen und
sechs Jahren ist. Damit gibt es jetzt vier Stan-
dorte mit 133 Plätzen der BMW-Strolche,
der betriebsnahen Kinderbetreuung des Au-
tomobilherstellers. Individuelle Zeitmodelle
sind bei den Strolchen möglich: Halb- oder
Ganztagsbetreuung, manche Kinder kom-
men nur an einzelnen Wochentagen. BMW
stellt die Räume, die Erstausstattung und fi-
nanziert das Essen. Die Eltern und die Stadt

teilen sich die Personalkosten. Die Beiträge
sind dann etwa so hoch wie die kommuna-
ler Kindergärten.

Das, womit sich heute das Unternehmen
schmückt, war vor 20 Jahren noch nicht
selbstverständlich. »Ich musste das mit mei-
nem Sohn noch anders lösen als ich 1985 bei
BMW anfing«, erinnert sich Barbara Beck
vom BMW-Betriebsrat. Sie hatte die Idee mit
dem Betriebskindergarten und ist damit so
etwas wie die Mutter der Strolche bei BMW.
Aber bis ihrer Idee 1992 der erste Kindergar-
ten folgte,musste Beck viel Überzeugungsar-
beit leisten. »Das Unternehmen ist eben sehr
von Männern und Technik dominiert«, um-

schreibt die Betriebsrätin die anfänglichen
Widerstände. Zunächst seien »Minimal-
lösungen«, wie Hilfe bei der Vermittlung
von Betreuungsplätzen, angeboten worden.
Doch Beck wollte mehr. Als sie erfuhr, dass
in der Nähe des Werks gerade ein Mitarbei-
terwohnheim umgebaut wird, und dass es
dort auch noch Gewerberäume gibt, »konn-
te das Unternehmen gar nicht mehr anders«.

Was Beck für den Automobilkonzern
BMW als »Minimallösung« bezeichnet, ist
für viele kleine und mittelständische Betriebe
ein Weg.»Dort sind oft sehr individuelle, aber
ebenfalls verbindliche Lösungen gefragt«,
weiß Astrid Knüttel, die für die betriebliche

Betriebskindergarten, familienfreundliche Arbeitszeiten, Angebote in der Elternzeit, Hilfe
bei der Suche nach einer Kinderbetreuung oder einem Pflegedienst – damit Familie und
Beruf nicht zum Spagat werden, müssen Betriebsräte und Unternehmen gemeinsam nach
verbindlichen Lösungen suchen. Nur so können sich Frauen und Männer mit Kindern und
familiären Verpflichtungen beruflich gleichermaßen entfalten.

B

Die kleinen
Strolche bei BMW 

Kindergarten-Kinder
beim Spielen: »Eltern
brauchen verlässliche
und verbindliche Be-
treuungsangebote«

metall 11/2005
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Gleichstellungspolitik im Funktionsbereich
Frauen – und Gleichstellungspolitik beim IG
Metall-Vorstand zuständig ist.

Am bedeutendsten seien hier selbstbe-
stimmte Arbeitszeitmodelle wie Gleitzeit,Teil-
zeit auch in und während der Elternzeit sowie
die Möglichkeit, einen Teil der Arbeit von zu
Hause zu erledigen. »Flexible Arbeitszeiten
gibt es ja oft schon,aber die sind meist nicht im
Interesse der Vereinbarkeit mit der Familie«,
beschreibt Knüttel. Hier sind Unternehmer
und Betriebsräte gefragt,nach Lösungen zu su-
chen, die die Bedürfnisse von Eltern und Ar-
beitnehmern mit Pflegeaufgaben im Auge ha-
ben. Häufig würden Geschäftsführer kleiner
oder mittlerer Betriebe sagen: »Ja,
wenn jemand auf mich zu kommt,
dann finden wir schon einen Weg«.
»Doch Familienfreundlichkeit darf
keinen Bettelcharakter haben«,betont
Knüttel. Deshalb sei es wichtig, die
Übereinkünfte verbindlich für alle
Mitarbeiter in Betriebsvereinbarun-
gen festzulegen.Gerade für kleine und
mittlere Betriebe gebe es keine Stan-
dardlösungen. »Deshalb ist eine Mit-
arbeiterbefragung im Vorfeld gut«,
sagt Knüttel. Das erleichtere auch die
Verhandlungen mit den Chefs.

Im ostwestfälischen Oerling-
hausen, bei dem mittelständischen
Unternehmen Hanning & Kahl muss-
ten die Chefs nicht mehr überzeugt
werden. Die 300 Mitarbeiter wurden
aber trotzdem befragt, als das Unter-
nehmen vor zwei Jahren an dem Pro-
jekt »Vereinbarkeit von Beruf und Fa-
milie« der BGAG-Stiftung Walter Hes-
selbach teilnahm. »Wir wollten wis-
sen, was gewünscht wird«, sagt der
Betriebsratsvorsitzende Lothar Specht.

Eine Gleitzeitlösung gab es: Sie er-
laubt die Arbeitzeitkonten bis zu 180
Stunden im Plus oder Minus zu führen.
Außerdem hatte der Betrieb noch eine
Besonderheit – einen Mitarbeiterservi-
ce. »Ich hole den neuen Pass beim Amt
ab, besorge Theaterkarten und stelle
mich auch mal beim Discounter für
Sonderangebote an«, beschreibt
Specht, der den Service betreut, die
Aufgaben. Außerdem organisiert er
Veranstaltungen zu Gesundheit, Rente
sowie Steuern und Recht. Darauf sollte
aufgebaut werden.Die Umfrage ergab,
dass die Beschäftigten im Alltag mit
ihren Möglichkeiten zur Kinderbe-
treuung und zur Pflege von Angehöri-
gen zufrieden waren. Probleme erga-

ben sich eher in den Schulferien und wenn
der Kindergarten schließen musste. Auf die-
ser Grundlage erarbeitete die Beratungsge-
sellschaft ISA Consult eine Lösung. Es wurde
ein so genannter »Notfallkoffer«, in Form ei-
ner Info-Datenbank erstellt. Diese enthält die
Adressen und Profile aller Dienstleister im
Bereich der Kinderbetreuung und Altenpfle-
ge in Bielefeld, Oerlinghausen und Lage.

»Möchte heute jemand wissen, wo er seine
pflegebedürftige Mutter kurzzeitig unterbrin-
gen kann, kann ich ihm helfen«, beschreibt
Specht. Außerdem wurde das Beratungspro-
gramm des Unternehmens um regelmäßige
Veranstaltungen zur Pflege, ein Sport- und Fit-

ness-Programm und Schulungen erweitert. Bei
Hanning & Kahl arbeiten Betriebsrat und Ge-
schäftsleitung eng zusammen. »Unsere Ziele
unterscheiden sich nicht:Wir wollen die Mit-
arbeiter motivieren und sie ans Unternehmen
binden«, sagt Wolfgang Helas, der Geschäfts-
führer. Für Helas ist auch Teilzeitarbeit für
Führungskräfte in der Elternzeit nicht
zwangsläufig ein Karrierestopper. »Bei unse-
rer Leiterin der EDV-Abteilung hat das sehr gut
funktioniert«, erzählt Helas, der sich die Lö-
sung auch bei einem Mann vorstellen kann.

Das begrüßt Astrid Knüttel. »Familien-
freundlichkeit heißt auch Chancengleich-

heit für Frauen und Männer, sowie in allen
Hierachie-Ebenen«, sagt sie. Doch da müsse
sich aus betrieblicher Sicht noch einiges än-

dern. Dieses Problem sieht auch Barbara
Beck von BMW. »Die Arbeitszeiten bei BMW
lassen nichts zu wünschen übrig, doch Teil-
zeit ist bei uns noch ein Karrierekiller.« Trotz
Job-Sharing,der Möglichkeit zu einer »Fami-
lienpause« und über 200 Arbeitszeitmodel-
len würde nicht immer ein befriedigender
Weg gefunden. »Gerade in der Fertigung
muss nach individuellen Lösungen gesucht
werden«, sagt Beck. Doch manches scheitere
dann an der Phantasie der Führungskräfte,die
häufig immer noch in traditionellen Fami-
lienbildern denken.<

Martine Pfeifer

17

Das Netzwerk Chancengleichheit bietet für Betriebsräte und Ortsfrauenausschüsse im Inter-
net Infos zu Veranstaltungen, Muster für Betriebsvereinbarungen, Literatur-Tipps und Links
zum Thema:
>www2.igmetall.de/homepages/chancengleichheit/home.html
Beim Deutschen Gewerkschaftsbund (DGB) finden sich verschiedene Studien zum Thema
Familie und Beruf und Literaturhinweise unter:
>www.dgb.de/themen/Familienpolitik 
Informationen rund um das Thema Familie gibt es auf der Seite:
>www.familienhandbuch.de
>Fragen zum Thema können an die E-Mail frauen@igmetall.de gerichtet werden.<

Tipps rund um das Thema Chancengleichheit
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Beim BMW Kindergarten werden Bäume gepflanzt und Sandburgen gebaut

Anzeige

Chancengleichheit
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Unverschämtes, Merkwürdiges, Kurioses – gefunden von metall-Leserinnen und -Lesern. Jede Veröffentlichung wird mit 25 Euro honoriert
(bitte Kontonummer angeben). Schicken an: metall-Redaktion, Wilhelm-Leuschner-Straße 79, 60329 Frankfurt am Main
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Suchen weibl.
Allroundkraft für
Haushalt/Büro
für Putzen, Bügeln,
Garten usw., evtl.
Kochen. Zahlen
5,– Eur/Std.
Gerne Türkin
Tel.: 

Aufgrund der Informationsveranstaltung vom 20. 06. 2005 erkläre ich
mich zu folgendem Lösungsvorschlag bereit (bitte nur eine Möglichkeit
ankreuzen):

❐ Entlassung von Arbeitskräften

❐ Erhöhung der Arbeitszeit auf wöchentlich 40 Stunden

❐ Aufgrund des nicht einfachen Sachverhalts, den ich für mich und
das Unternehmen in allen Auswirkungen überblicken kann, unter-
stütze ich die Entscheidung der Geschäftsführung mit der Maßgabe,
dass im Sinne des Unternehmens und zum langfristigen Erhalt
unserer aller Arbeitsplätze gehandelt wird. Einer Erhöhung der
Arbeitszeit würde ich dann ebenfalls zustimmen.

Ihre Anwort ist bitte bis 22. 06. 2005 bereitzuhalten und wird einge-
sammelt.

Anzeige aus »Bielefeld direkt« Anzeige aus »Neue Braunschweiger«

Schreiben der Firma Bosch-Druck, Ergolding



Textile Dienste
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ans Wettengl freut sich: »Die Ak-
tionswoche im September war
ein voller Erfolg.« Tausende von

Beschäftigten beteiligten sich an Betriebsver-
sammlungen und Tarifkommissionen. Wet-
tengl, zuständig beim IG Metall-Vorstand für
die Textilen Dienste: »Jetzt begreifen die Ar-
beitgeber, was auf dem Spiel steht.« Einige
Firmen haben angedeutet,die Kündigung ih-
rer Mitgliedschaft beim Arbeitgeberverband
Intex zurück zu nehmen. Und das bedeutet:
Sie wären wieder dabei beim IG Metall-
Flächentarifvertrag der Textilen Dienste.

Was bisher passierte: Zahlreiche Arbeitge-
ber sind aus dem Arbeitgeberverband Intex –
Tarifpartner der IG Metall – ausgetreten. Ihr
Ziel: Sie wollen den Beschäftigten massive
Verschlechterungen aufdrücken. Und lieb-
äugeln mit einem Vertrag, den der Textilrei-
nigungsverband DVT/Tatex mit dem DHV
im Christlichen Gewerkschaftsbund, unter-
schrieb. Inhalt des Vertrags: länger arbeiten,
geringere Bezahlung, weniger Urlaub, kein
Urlaubsgeld und keine vermögenswirksa-
men Leistungen. Deshalb wird noch mehr
Druck gemacht auf die Abtrünnigen, also auf

Anzeige
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Sauber bleiben

ÅÅ ALSCO Berufskleidungs-Service ÅÅ Bardusch ÅÅGödde
(gehört zu Berendsen – Austritt zum 31. Dezember 2005) ÅÅWal-
ter Greif ÅÅHTS (Marken: boco, CWS, Marquart & Schulz, Euro-
Dress, Schumm, HTS Warburg) ÅÅ Initial Textil Service (Marken:
Profitex, Microclean, Initial, Adrett) ÅÅ Salesianer Miettex Miet-
wäschevertriebsgesellschaft ÅÅKampschulte ÅÅKlaner Textil-
service ÅÅNordwäscherei Ludwig Krist ÅÅ Larosé Hygiene Service
ÅÅMittelsächsische Textilreinigungs- und -handels AG ÅÅ per-
maclean Textil-Mietservice GmbH ÅÅ Rentex Vertriebs GmbH
(gehört zu Berendsen – Austritt zum 31. Dezember 2005) ÅÅ Si-
meonsbetriebe ÅÅ Steritex KG Schneeweiss 1882ÅÅ Widi Wirt-
schaftsdienst Hellersen ÅÅWulff Textil-Service
* Stand Redaktionsschluss 21. Oktober. Auf www.igmetall.de wird
eine Liste veröffentlicht, die ständig aktualisiert wird.

Liste der Wäschereien, die ordentliche 
Mitglieder beim Verband intex sind: *

ÍÍ Ahrens Textil-Service ÍÍ Berendsen ÍÍ Coburger Handtuch +
Matten-Service ÍÍ Großwäscherei Voss ÍÍ Kuntze & Burgheim
Textilpflege ÍÍMewa Textil-Service ÍÍ Ring-Textilservice ÍÍ
Stangelmayer Textilservice ÍÍ Troost ÍÍ Ullmer Hygiene-Wä-
scherei ÍÍ Urzinger Textile Mietdienste ÍÍWeissTex (Kündigung
bereits im Jahr 2004) ÍÍWolfsperger Mietwäscheservice 

* Stand Redaktionsschluss 21. Oktober. Auf www.igmetall.de wird
eine Liste veröffentlicht, die ständig aktualisiert wird.
** Viele der Firmen treten unter der Marke DBL und der Marke
Rentex auf.

Liste der Wäschereien, die ihre Intex-Mitglied-
schaft zum 31. Dezember 2005 gekündigt haben: */**

Angebote in einer Wäscherei:  »Viele Arbeitgeber wollen ihren Beschäftigten derzeit massive Ver-
schlechterungen aufdrücken.«

H

In den Wäschereien wird getrommelt: Tausende von Be-
schäftigten leisten Widerstand. Gekämpft wird für saubere
Bedingungen. Die Aktionen zeigen Wirkung: Einige Arbeit-
geber bewegen sich. metall veröffentlicht erstmalig, wie die
Wäschereien zum IG Metall-Tarifpartner Intex stehen. 

die Wäschereien, die ihre Mitgliedschaft
beim Verband Intex gekündigt haben. metall
veröffentlicht hier erstmals eine Liste der aus-
getretenen Wäschereien und eine Liste der
Firmen, die Mitglied sind beim Tarifpartner

Intex. Der Grund für die Veröffentlichung:
»Gewerkschafter und Betriebsräte sollten
darauf achten, dass nur die Wäschereien Auf-
träge erhalten, die Mitglieder bei intex sind«,
erklärt Hans Wettengl.< Susanne Rohmund



rund 13000 Beschäftigten in 178 Geschäften.
Andreas und Richard Seifert finanzieren ihre
gewaltige Einkaufstour auf ungewöhnliche
Art und Weise – und ganz ohne die Hilfe von
Banken. Zwei Stiftungen mit Sitz im ober-
österreichischen Wels, wo auch die Zentrale
der XXXLutz GmbH residiert, kaufen die Im-
mobilien auf. Das Geld dafür sammeln die
Stiftungen vorwiegend in den USA ein. Diese
Geldanlage erfreut sich offensichtlich einiger
Beliebtheit. Zwar dürfte die Rendite aus dem
Möbelhandel nicht so gewaltig sein.Aber das
österreichische Recht hält für Anleger eine
Reihe von außergewöhnlichen Steuervortei-
len bereit. Vor allem Austro-Amerikaner, so
munkelt man in der Branche, seien unter die-
sen Umständen bereit, erhebliche Summen
ins ehemalige Heimatland zu transferieren.

Das Aufkaufen immer weiterer Möbel-
häuser in der Bundesrepublik hat für die Sei-
ferts nicht nur Vorteile. In den ersten Jahren
ihres Feldzugs zur Eroberung des Möbel-
markts konnten die fanatischen Gewerk-
schaftsfeinde noch weitgehend im betriebs-
ratsfreien Raum agieren. Je größer aber die
Happen werden, die sie verspeisen, umso
öfter ist auch eine Zutat dabei, die ihnen
überhaupt nicht schmeckt:Tarifvertrag, Be-
triebsrat, Gewerkschaft. Da können die Ge-

brüder dann Gift und
Galle spucken.<

Hans-Otto Wiebus

resfrist zu. Als kleine Aufmerksamkeit ließen
die neuen Inhaber Mon-Chérie-Pralinen an
die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter vertei-
len. Der dazu gehörende Kater kam exakt ein
Jahr später. Da wurden nämlich den Karstadt-
Beschäftigten Einzelarbeitsverträge mit mas-
siven Verschlechterungen der Arbeitsbedin-
gungen »angeboten«.In Wirklichkeit war das
schlichte Erpressung: Mehrarbeit, weniger
Urlaub, weniger Geld oder Arbeitslosigkeit.
Verhandlungen mit dem Betriebsrat waren

gescheitert. Das
Gremium war
zwar zu einer
Reihe von Zuge-
ständnissen be-
reit, freilich nur
für die begrenze

Zeit der Sanierung des Geschäfts.Von den 420
Beschäftigten des ehemaligen Karstadt-Ein-
richtungshauses werden lediglich 225 zum
1. Januar 2006 übernommen – »Sanierung«
nach Seifert-Art.

Die Unternehmensgruppe, die unter
XXXLutz firmiert, setzt 2,1 Milliarden Euro
im Jahr um. Erarbeitet wird der Umsatz von
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Report

Größter Stuhl der Welt von XXXLutz:  Arbeitsbe-
dingungen massiv verschlechtert

Ehemaliges Möbelhaus
Neubert in Würzburg: 
Namen übergestülpt

Betriebsräte brauchen
wir nicht

Die Lutz-Gruppe ist nach Ikea
jetzt die Nummer 2 im Möbelhan-
del.  Der österreichische Konzern
kauft derzeit ein Möbelhaus nach
dem anderen auf. Inhaber sind
die Gebrüder Seifert, bekennen-
de Gewerkschaftsfeinde.

it dem Verkauf von Möbeln
lässt sich nach wie vor gutes
Geld machen. Ingvar Kamp-

rad, der Inhaber von Ikea, wurde so zum
sechstreichsten Menschen der Welt.Zwei Brü-
der aus Österreich wollen nun ebenfalls mit
Möbeln das ganz große Geld machen.
Klammheimlich stiegen sie zum zweitgröß-
ten Anbieter der Welt auf – nach Ikea. Bezüg-
lich ihres Einkommen spielen sie allerdings in
einer wesentlich niedrigeren Liga als Ingvar
Kamprad.Die Gebrüder Seifert haben aus dem
elterlichen Geschäft für Bauernmöbel ein ag-
gressiv wachsendes Imperium gemacht.

Im Monatsrhythmus kaufen sie überall in
der Bundesrepublik mittelständische Möbel-
häuser auf. Denen wird dann einer der Han-
delsnamen der Gruppe übers Eingangsportal
gehängt: XXXLutz, Möbelix,
Domäne, Möma, Bono, Mö-
bel Oase, Mömax, Das Ding,
Carryhome oder Hin & Mit.
Eine Erfolgsgeschichte wie
aus dem Bilderbuch der neo-
liberalen Märchenschreiber.

Die werden auch einen der Glaubens-
grundsätze der beiden promovierten Möbel-
händler zu schätzen wissen: »Betriebsräte
kennen wir nicht, Gewerkschaften brauchen
wir nicht.« Naturgemäß sehen das die Be-
schäftigten der übernommenen Möbelhäu-
ser anders. Zum Beispiel die Kolleginnen und
Kollegen des ehemaligen Karstadt Einrich-
tungshauses in München.
Das hoch über der The-
resienwiese gelegene
Möbelhaus war einst Re-
nommierstück des ins
Trudeln geratenen Kar-
stadt-Konzerns. Die Brü-
der Seifert griffen vor Jah-

M

»Betriebsräte kennen wir nicht.
Gewerkschaften brauchen 
wir nicht«
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Betriebsreport
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Harald Dix: »Es gibt längst verbesserte Ferti-
gungsmethoden bei den Waschmaschinen.
Die beiden Electrolux-Werke in  Polen, die
nächstes Jahr in Betrieb gehen werden, sind
technologisch auf dem neuesten Stand und
können deswegen kostengünstiger arbei-
ten.«

Mit diesen beiden Betrieben hat Electro-
lux gewaltige Überkapazitäten aufgebaut.
Statt in Nürnberg zu investieren, um das
Werk an seine Kapazität von zwei Millionen
Einheiten heranzuführen (heute 1,4 Millio-
nen), hat der Konzern, geblendet von den
niedrigeren Lohnkosten in Polen, Werke er-
richtet,die ab 2006 zwei Millionen Waschma-
schinen und Geschirrspüler auf den Mark
werfen können. IG Metall-Bezirksvorsitzen-
der Werner Neugebauer:»Man überfrisst sich
und spuckt dann den Standort Nürnberg
aus.«

Außerdem hat der Electrolux-Konzern das
Marketing und den Vertrieb von AEG-Geräten
sträflich vernachlässigt. Bei den Verbrauchern
haben Maschinen aus dem Hause AEG (»Aus
Erfahrung gut«) nach wie vor einen sehr guten
Ruf. Statt die Marke AEG vernünftig am Markt
zu platzieren, statt mit Neuentwicklungen
auch neue Verbraucher zu finden,setzt Electro-
lux auf das veraltete Modell des Komplettan-
bieters:Von ganz billig bis ganz teuer sollen
alle Bereiche abgedeckt werden. Ganz billig
kann in Deutschland, aber auch in Osteuro-
pa, nicht produziert werden. Dieses Segment
ist fest in den Händen der Konkurrenten aus
Fernost. Der Konzern wäre gut beraten, sich
an einem IG Metall-Motto zu orientieren:
»Besser statt billiger.«<

Hans-Otto Wiebus

Electrolux-AEG in Nürnberg

Aus Erfahrung Gegenwehr

Betriebsbesetzung bei AEG in Nürnberg: Es gibt
neue Verhandlungen
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Der schwedische Electrolux-Konzern plante, die Produktion bei AEG
Nürnberg zu schließen. 1750 Beschäftigte mussten um ihre Arbeitsplätze
bangen. Eine 24-stündige Betriebsbesetzung brachte die Geschäfts-
leitung zum Nachdenken: Es wird weiter verhandelt.

muntern.« Der Hintergrund: Der Betriebsrat
hatte das Saarbrücker Info-Institut beauftragt
festzustellen, welche Perspektiven das Ge-
schäft von AEG Nürnberg (Waschmaschinen,
Geschirrspüler und Trockner) habe.

Denn der Markt mit der »weißen Ware«
hat seine Tücken: Die Preise sind um rund 15
Prozent gefallen,die Kosten für Rohstoffe wie
Stahl hingegen enorm gestiegen. Trotzdem
entdeckten die Wissenschaftler einen Weg
den Betrieb weiterhin profitabel zu halten.

Zwar müsste die Belegschaft einen Bei-
trag von 15 Millionen Euro im Jahr leisten,
um die Lohnkosten zu senken.Auf der ande-
ren Seite aber könnte das Werk langfristig
auf solider Basis weiter arbeiten, wenn auch
die Geschäftsleitung ihren Beitrag leisten
würde.

Denn die Schwierigkeiten sind weitge-
hend hausgemacht. Electrolux hat in Nürn-
berg seit sechs Jahren nichts mehr investiert.
Die komplette Verlagerung der Entwick-
lungsabteilung für die Waschmaschinen
nach Italien hat zudem dazu geführt, dass
das Nürnberger Werk technologisch ab-
gehängt wurde. Betriebsratsvorsitzender

ür die Beschäftigten kann es durchaus
hilfreich sein,wenn eine Konzernlei-
tung phantasielos agiert.Wie die Zen-

trale des weltgrößten Haushaltswarenherstel-
lers Electrolux in Stockholm. Nach dem oft-
mals praktizierten Modell »Wir verlagern ins
Ausland,denn der Standort Deutschland ist zu
teuer« wollte die Mutter Electrolux die Toch-
ter AEG in Nürnberg erpressen.

Auf dieses abgedroschene Manöver rea-
gierten die Beschäftigten des  Traditionswerks
überaus selbstbewusst: Für 24 Stunden
machten sie den Betrieb dicht. Im 1500 Kilo-
meter entfernten Stockholm hörte man die
Signale aus Nürnberg sehr gut: Statt wie ge-
plant bei einer Aufsichtsratssitzung am 24.
Oktober dem Nürnberger Werk den Todes-
stoß zu versetzen, lenkten Electrolux-Vor-
standsvorsitzender Hans Stråberg und sein
Europa-Statthalter Johann Bygge ein: Bevor
entschieden wird, gibt es neue Verhandlun-
gen mit dem Betriebsrat.

Der stellvertretende AEG-Aufsichtratsvor-
sitzende Jürgen Wechsler von der Nürnberger
IG Metall: »Bei den Gesprächen wird es nicht
um einen weiteren Beitrag der Beschäftigten
gehen, sondern darum, die Fixkosten zu re-
duzieren und die AEG zu Investitionen zu er-

F

Ferien in der Schweiz

Hotels & Ferienwohnungen
am Vierwaldstättersee,
Genfersee & Lago Maggiore;
im Berner Oberland & Appen-
zellerland und in der Toscana
IGM-Mitglieder profitieren
von 20% Rabatt!!!
Schweiz. Gewerkschaft Unia
Weltpoststrasse 20, 3000 Bern 15

www.ferien.unia.ch
ferien@unia.ch
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Betriebe sind stärker, wenn sie in der Region
zusammenarbeiten. Sie können schneller auf
Krisen reagieren und Kosten sparen, wenn
sie vernetzt sind.

Deshalb hat die IG Metall Weilheim das
»Innovationsforum Oberland/Allgäu« gegrün-
det. Bevollmächtigter Günther Schachner:
»Bei uns handelt es sich noch um eine gut ge-
hende Region. Aber wenn wir nichts tun, wird

das nicht so bleiben.« Beispielsweise in der
Aluminiumverarbeitung. Größter Betrieb der
Branche in der Region ist Zarges mit zwei Stand-
orten, bekannt durch seinen »Aluminiumkoffer«
und hochwertige Leitern. Aber auch einige Auto-
mobilzulieferer arbeiten mit diesem Rohstoff.

Schachner veranstaltet diese Foren regel-
mäßig zusammen mit Betriebsräten und
Unternehmern. Beim jüngsten Treffen im Som-

mer ging es um die Perspektiven in der
Aluminiumindustrie. Jürgen Hirsch, von Hydo
Aluminium aus Bonn, zeigte auf, welche
Möglichkeiten der Markt für Aluminium
bietet und wies auch auf die Gefahren hin,
die am Standort Deutschland lauern, wenn
sich die »Rahmenbedingungen« nicht
ändern. Den Vertretern der beteiligten
Betriebe wurde klar: Man muss was tun.<

ie Hamburg-Ausgabe der »Bild«-
Zeitung räumte der Demonstra-
tion fast eine ganze Seite ein.

»Morgens um halb 6 in Deutschland. Hier
kämpfen 500 tapfere Arbeiter um ihren Job«,
schrieb das Blatt über die Protest-Aktion der
Beschäftigten der Hamburger Aluminium-
Werke (HAW), als sie im Juni vor den Werks-
toren gegen die geplante Schließung ihres
Standorts demonstrierten.Grund für den Pro-
test ist die Absicht des norwegischen Kon-
zerns Norsk Hydro in Oslo sowie der anderen
Eigentümer Alcoa (USA) und Amag (Öster-
reich),die Aluminium-Hütte Ende dieses Jah-
res dicht zu machen.

Der HAW-Betriebsratsvorsitzende Karl-
Heinz Dieck vermutet, dass dahinter mehr
steckt als das Stilllegen eines ertragsschwa-
chen Aluminiumstandorts. Denn Ende Sep-

tember übernahm der norwegische Kon-
zern die texanische Ölgesellschaft Spinn-
aker Exploration für zwei Milliarden Euro.
Diese Übernahme wird als weiteres Indiz
dafür gewertet, dass Norsk Hydro sich ganz
auf seine Energiesparte konzentrieren und
die Aluminiumproduktion nach umfassen-
der Restrukturierung abgeben will. Dann
braucht man die Hütte nicht mehr.

Vor einigen Jahren hat Hydro von dem
Stromriesen E.on die VAW Vereinigte Alumini-
umwerke in Hamburg, einem von der Werk-
stoffproduktion bis zur Automobilteileher-
stellung aufgestellten Konzern, erworben. Zu
der Transaktion gehörten auch einige für Hy-
dro besonders attraktive Beteiligungen in Ka-
nada und Australien, aber auch die HAW.

In diesem Jahr laufen die Stromverträge
aus. Folge: Die Kosten für die noch gut ver-

dienenden Hütten werden steigen, so dass
die Produkte nicht mehr zu einem markt-
fähigen Preis verkauft werden können. Des-
halb beschlossen die drei HAW-Eigner im Ju-

Innovationsforum Oberland/Allgäu

D

Protest gegen die Schließung von HAW: Hohe
Kosten durch Stromverbrauch 
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Die Aluminiumindustrie steckt in der Krise. Aluminium ist zwar ein Werkstoff, der
vor allem in der Automobilindustrie immer mehr Bedeutung bekommt. Doch die
Herstellung des Produkts ist am Standort Deutschland angeblich zu teuer. Denn
zur Herstellung von Aluminium muss Strom verwendet werden.

Aluminiumindustrie

Schlüsselbranche für andere Industrien

Aluminium-Walzwerk: Rahmenbedingungen »dramatisch« zugespitzt

Branchenreport



Wichtigster Effekt von Aluminium: Die Fahr-
zeuge werden leichter, sparen dadurch Ener-
gie und werden umweltfreundlicher.

Zurzeit sind in der Aluminiumindustrie
etwa 73 000 Menschen beschäftigt. Sie ar-
beiten in Hütten, Walzwerken, Presswerken
und Gießereien.Die IG Metall vertritt die Be-
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Strompreisen keinem Wettbewerb unterlie-
gen. Hier ist die Politik gefordert. Es gibt auch
schon politische Bemühungen, das Oligopol
der Stromkonzerne aufzubrechen.
metall: Hat die Aluminiumindustrie dann doch
eine Zukunft?
Camin: Ja. In Europa wird sich das
Recycling durchsetzen, aber man
braucht immer einen gewissen
Anteil von Reinaluminium. Des-
halb könnten sich in dieser Kom-
bination auch die Hütten lang-
fristig halten.
metall: Wie soll es weitergehen?
Camin: Wir müssen mit der Poli-
tik diskutieren. Denn wenn die Alu-Hütten ver-
schwinden, setzt das eine Spirale nach unten
in Gang. Es werden die Kupferhütten folgen,
dann die Elektro-Stahlwerke. Und zum Schluss
werden die Teile der chemischen Industrie
dran sein, die viel Strom verbrauchen. Wenn
man nicht will, dass diese Branchen in
Deutschland und Europa aussterben und Tau-
sende von Arbeitsplätzen vernichtet werden,
muss die Politik bald handeln.<

metall: Ist die Aluminiumindustrie eine aus-
sterbende Branche?
Camin: Nein. Eigentlich mehr das Gegenteil.
Wir haben heute einen Verbrauch von welt-
weit 25 Millionen Tonnen und man rechnet
2020 mit 55 Millionen Tonnen.
metall: Warum werden dann die Hütten bei
uns plattgemacht?
Camin: Bei den Hütten wandern die Unter-
nehmen dahin, wo der Strom am günstigsten
ist. Also dort wo Wasserkraft verfügbar ist, et-
wa in Island oder Brasilien. Die Weiterverar-
beitung bleibt allerdings hier, dicht bei den
Verbrauchern, den Autofabriken oder Blech-
verarbeitern.
metall: Gibt es keine Alternativen?
Camin: Doch. Der Strompreis muss runter,
denn der macht uns kaputt.
metall: Wie soll das gehen?
Camin: Wir haben heute vier große Strom-
erzeuger (E.on, RWE, Vattenfall und EnBW),
die den Markt unter sich aufgeteilt haben und
die Preise diktieren. Es kann sein, dass wir für
die Rohstoffe international niedrige Welt-
marktpreise bezahlen, aber national bei den

metall sprach mit Peter Camin, Betriebsratsvorsitzender von Hydro
Aluminium Deutschland GmbH in Hamburg, über die Lage der Branche.

»Der Strompreis macht uns kaputt«
ni die Alu-Hütte in Stade und
die HAW zu schließen. Da-
durch werden nicht nur über
900 Arbeitsplätze vernichtet,
sondern es sind auch eine
Reihe von Zuliefererbetrieben
gefährdet.

Hannelore Elze, beim Vor-
stand der IG Metall für die Be-
schäftigten der Aluminium-
industrie zuständig, sieht die
Rahmenbedingungen für die
Branche in Deutschland und
Europa »dramatisch« zuge-

spitzt: »Im vergangenen Jahr lagen die Preise
bei 28 Euro pro Megawattstunde, in den er-
sten fünf Monaten 2005 stiegen sie auf 38
Euro und für die zweite Jahreshälfte werden
Preise von 41 Euro (ohne Netzzusatzkosten
und Steuern) erwartet.« Diese Preisanhebun-
gen ergeben locker zehn bis 15 Millionen Eu-
ro Mehrkosten für den Betrieb einer Hütte.
»Das ist mit keiner Maßnahme dieser Welt
aufzufangen.Da können die tollsten betriebli-
chen Bündnisse geschmiedet werden.« Im
Übrigen machen die Stromkosten zurzeit ein
Drittel der Kosten aus, die Personalkosten nur
fünf bis sieben Prozent.

Dazu muss man wissen, dass Aluminium
nur im Elektrolyseverfahren durch chemi-
sche Reduktion hergestellt werden kann.
Das ist physikalisch-chemisch vorgegeben.
Das führt dazu,dass jegliche Aluminiumher-
stellung mit Kosten belastet ist, die nur auf-
grund des Stromverbrauchs entstehen. Letz-
terer liegt bei dieser Industrie bei jährlich
zehn Milliarden Kilowattstunden. Die Esse-
ner Aluminiumhütte verbraucht beispiels-
weise soviel elektrische Energie wie die ge-
samte Stadt Essen.

Georg Wilhelm Adamowitsch, Staatsse-
kretär im Bundeswirtschaftsministerium,
sagt dennoch: »Wandert die Aluminium er-
zeugende Industrie ab, ginge eine wichtige
zukunftsträchtige Industrie für immer verlo-
ren. Die Bundesregierung will, dass die Al-
uminiumindustrie weiter eine Zukunft hat.«

Klingt gut. Denn die Aluminiumindustrie
ist ein wichtiger Lieferant für deutsche
Schlüsselindustrien. Sterben in Deutschland
die Aluhersteller, hätte das fatale Auswirkun-
gen auf andere Branchen,etwa die Automobil-
industrie. Insbesondere im Bereich der »Au-
tomotive« verfügen die Alu-Hersteller über
Kompetenzen und Ressourcen, die die Auto-
bauer benötigen. Der Trend zu einem ver-
stärkten Einsatz von Aluminium zur Ein-
sparung von Gewicht und Treibstoff ist abseh-
bar – ob bei Fahrwerk, Motor oder Getriebe.

Branchenreport

Aluminiumprodukti0n

Interview

Die Wachstumsraten für den Rohstoff Aluminium gehen in den nächsten Jahren nach oben.
Der Bedarf steigt weltweit. Besonders in China und Indien steigt die Nachfrage.

Quelle: CRU/ © metall-grafik, Foto: picture-alliance / dpa /Vennenbernd
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Weltweites Wachstum
– in 1000 Tonnen –

schäftigten in der Verarbeitung, die IG BCE
die in den Hütten. Beide Gewerkschaften
fordern gemeinsam von der Politik, dass sie
auf die Stromkonzerne einwirken, die
Strompreise zu senken, damit die Standorte
erhalten bleiben können.<

Werner Hoffmann



Wer heutzutage eine Berufsausbildung
macht,muss sich vielen neuen Herausforde-
rungen stellen. So geht es etwa in den ge-
werblichen Berufsgruppen längst nicht
mehr nur um handwerkliches Geschick.

Und auch in den kaufmännischen Beru-
fen hat sich einiges verändert: Beschäftigte
können sich heute nicht mehr auf den eige-
nen, eng definierten Arbeitsbereich be-
schränken. Sie müssen das Unternehmen als
Ganzes im Blick haben.

Die Modernisierung betrieblicher Ar-
beitsabläufe ist ohne Hilfe elektronischer
Medien heute undenkbar. Nur mit fachli-
cher Kompetenz oder theoretischem Lehr-
buchwissen allein kommen die Beschäftig-
ten nicht mehr weiter. Darum sind in den
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beiten«:nur wer weiß,wie ein Produktions-
und Geschäftsprozess funktioniert, hat die
Möglichkeit, Arbeitsabläufe aktiv zu gestal-
ten und zu verbessern.

vergangenen Jahren viele Berufsbilder neu
definiert und die betreffenden Ausbildun-
gen neu geordnet worden. Das Zauberwort
heißt »prozessorientiertes Lernen und Ar-

Eine neue Lernsoftware der IG Metall 
unterstützt angehende Industriekaufleute,
sich auf die neuen, modernen Anforderungen
ihres Berufs vorzubereiten. 

Lernen mit
neuen Medien

Verstoßen Rentenabschläge auf
Lebenszeit gegen die Verfas-
sung? Diese Frage hat das Bun-
dessozialgericht am 28. Oktober
vergangenen Jahres dem Bundes-
verfassungsgericht vorgelegt. 
Der Grund: Mitte der 90er-Jahre
sind viele ältere Arbeitnehmer
wegen Arbeitslosigkeit vorzeitig
aus dem Erwerbsleben aus-
geschieden. Für sie galt ein
Vertrauensschutz, der ga-
rantierte, dass sie Rente mit
60 Jahren ohne Abschläge
erhalten.

Durch die spätere Anhebung der
Altersgrenze auf 65 Jahre kann
das zu Abschlägen von bis zu 18
Prozent führen.

Seit dem Jahr 2002 waren
beim Bundessozialgericht meh-
rere Verfahren anhängig (Akten-
zeichen: B 4 RA 42/02 R und B
5 RJ 44/02 R) die jetzt dem

Bundesverfassungsgericht in
Karlsruhe zur Klärung vorlie-
gen.Am 23.August 2005 hat das
Bundessozialgericht (Aktenzei-
chen: B 4 RA 28/03 R) seine
Vorlage erweitert: Das Gericht
vertritt die Auffassung,dass auch
eine Altersrente mit Abschlägen
bei Frauen verfassungswidrig

sei. Ältere
Arbeitneh-
mer die
kürzlich ei-
ne vorge-
zogene Al-
tersrente
mit Ab-
schlägen

beantragt und von ihrem Versi-
cherungsträger bewilligt be-
kommen haben, können gegen
den Bescheid  Widerspruch ein-
legen (Frist:Vier Wochen ab Zu-
gangstag).

Bei einer möglichen Neure-
gelung werden allerdings nur
diejenigen berücksichtigt, die
ihrem Rentenbescheid wider-
sprochen haben – auch wenn es
sich um eine verfassungsrechtli-
che Grundsatzfrage handelt.

Mit einer Entscheidung durch
das Bundesverfassungsgericht
ist aber höchst wahrscheinlich
erst in einigen Jahren zu
rechnen.<

Illustrationen: Silvan Wegmann

Glücklich im Alter: »Rentenab-
schläge verfassungswidrig?«

Abschläge auf Lebenszeit verfassungswidrig?
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Selbstlernen leicht gemacht
Die IG Metall hat ein »Lernmediensystem
für Industriekaufleute« entwickeln lassen,
das nun für Auszubildende und deren Be-
treuer zur Verfügung steht.Vera Meister, von
UniVera Wissensdienstleistungen in Hasel-
bachtal, hat das Lernmediensystem ent-
wickelt: »Neue technische Mittel führen da-
zu,dass traditionelle kaufmännische Tätigkei-
ten an Bedeutung verlieren, während funk-
tionsübergreifendes Verständnis und prozess-
bezogene Handlungsfähigkeit von Mitarbei-
tern unentbehrlich werden.« 

Anwendung
Über das Internet oder eine CD-ROM erhalten
Anwender einen Zugang zu verschiedenen
Materialien des Lernmediensystems – eine In-

formationsbroschüre
unterstützt sie dabei.
Die Lernaufträge mit

dem elektronischen
Lernsystem sind in meh-

rere Stufen unterteilt: Über
Arbeitsblätter, die Aufgaben

und Fragen enthalten, müs-
sen Auszubildende zunächst
einzelne Prozessschritte in
ihrem Betrieb erkunden.Auszu-

bildende können das Lernmediensystem
während der Arbeitszeit nutzen. Es ist eine
methodische Hilfe für die betriebliche Aus-
bildung.

Die Arbeitsaufträge im ersten Ausbil-
dungsjahr (Grundkompetenzstufe) beinhal-

ten zwar dieselbe Handlungsstruktur,wie die
gesamte Arbeitsaufgabe, sind aber weniger
komplex.Ziel der Übung ist es,Auszubilden-
de dabei zu unterstützen, sich aktiv mit den
Unternehmensabläufen sowie möglichen
Problemen und Unklarheiten im Betrieb aus-
einander zu setzen.

Im zweiten Ausbildungsabschnitt wird
von der Aufbaukompetenzstufe gesprochen:
Die Lernseiten enthalten konkrete For-
schungsaufträge zu betrieblichen Regeln
und Gegebenheiten. Damit sollen die Facet-
ten der Arbeitsaufgaben sichtbarer werden.

Zum Ende der Ausbildung müssen Fach-
aufgaben in einem Einsatzgebiet, beispiels-
weise im E-Commerce (elektronischer Han-
del) bewältigt werden.

In der Begleitbroschüre zum Lernme-
diensystem wird beispielhaft die Erweite-
rung des E-Stores um eine Produktkategorie
beschrieben. Die angehenden Kaufleute
bringen hier ihre erworbene berufliche
Kompetenz im realen Geschäftsprozess zum
Einsatz. Azubis sollen dadurch einen siche-
ren Umgang mit Regelabweichungen und
Problemfällen bekommen.

Das Ziel: Fit für die Zukunft 
Vernetztes Denken sowie die Bereitschaft zur
ständigen Optimierung betrieblicher Prozes-
se gehören heute zum gängigen Arbeitsalltag.
Dem muss sich die Berufsausbildung stellen,
um jungen Menschen eine berufliche Per-
spektive zu eröffnen.<

Antonela  Pelivan

Informationen und Kontakt 

>Online-Zugang zum »Lernmediensystem
für Industriekaufleute«  unter: 
www.lernmodelle-ik.de<
>Die Informationsbroschüre und CD-ROM
»Lernmediensystem für Industriekaufleu-
te« können Mitglieder über ihre zuständige
IG Metall-Verwaltungsstelle beziehen.<
>Vera Meister von UniVera Wissens-
dienstleistungen in Haselbachtal unter-
stützt Ausbildungsbetreuer bei Informati-
onsveranstaltungen im Betrieb. Anfragen
per E-Mail an: gabi.hurtig@igmetall.de<

Auszug aus der Ausbildungsordnung
Paragraf 3 – Struktur und Zielsetzung
(1) Die in dieser Verordnung genannten Fer-
tigkeiten und Kenntnisse sollen funktions-
und prozessbezogen vermittelt werden. Die
Berufsbildpositionen (...) sind während der
gesamten Ausbildungszeit arbeitsfeldüber-
greifend auch unter Berücksichtigung des
Nachhaltigkeitsaspektes zu vermitteln. (...)
(2) Die (...) genannten Fertigkeiten und
Kenntnisse sollen so vermittelt werden,
dass der Auszubildende zur Ausübung ei-
ner qualifizierten, an Geschäftsprozessen
ausgerichteten kaufmännischen Berufs-
tätigkeit im Sinne des § 1 Abs. 2 des Be-
rufsbildungsgesetzes befähigt wird, die
(...) selbstständiges Planen, Durchführen
und Kontrollieren einschließt. (...)<

Anzeige
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profitieren vor allem Kinder-
geld-Empfänger, die während
einer Ausbildung ein sozialversi-
cherungspflichtiges Einkom-
men beziehen.

Die IG Metall hatte geraten,
Anträge auf Kindergeld zu prü-
fen und eventuell neu zu bean-
tragen – und zwar rückwirkend
bis zum Jahr 2001 (siehe metall
7/2005). Die Rechtsexperten
der IG Metall sind nach wie vor

Das Bundesamt für Finanzen hat
am 17. Juni 2005 die Familienkas-
sen angewiesen, bestandskräftig
abgelehnte Kindergeldbescheide
nicht aufzuheben.
Kindergeld soll demnach nur
für die Zeit nach Erlass des 
Ablehnungsbescheids nachge-
zahlt werden. Von der neuen
Rechtslage (Urteil des Bundes-
verfassungsgerichts – 2 BvR
167/02 vom 11. Januar 2005)

Entlassungen
Entlässt ein Arbeitgeber im Rah-
men einer Betriebsänderung
Beschäftigte, ohne vorher ver-
sucht zu haben, mit dem Be-
triebsrat einen Interessenaus-
gleich für sie zu erreichen, haben
die Betroffenen Anspruch auf
einen Nachteilsausgleich (Para-
graph 113 Abs. 3 Betriebsverfas-
sungsgesetz). Dieser Ausgleich
muss, weil er Sanktionscharak-
ter hat, eine Sozialplanabfin-
dung grundsätzlich übersteigen.
Landesarbeitsgericht (LAG) –
6 Sa 1499/04 vom 27. Mai 2005
(Revision eingelegt)

Übergangsfristen
»Für ältere Erwerbslose endet die
längere Bezugsdauer von Arbeits-
losengeld I ab Februar 2006«,
berichtete metall in der Okto-
ber-Ausgabe.

Arbeitslosengeld I wird dann
nur noch zwölf, für über 55-
Jährige 18 Monate lang bezahlt.
Diese neue Regelung gilt für al-
le, die sich sich ab dem 1. Fe-
bruar 2006 arbeitslos melden.

Für Erwerbstätige, die sich
bis 31. Januar 2006 arbeitslos
melden, gelten die längeren,
nach den Alter gestaffelten Fris-
ten mit einer Bezugsdauer von
bis zu 32 Monaten.<

Hinzuverdienst
»Ab Oktober 2005 sollen für Ar-
beitslosengeld II-Bezieher hö-
here Freibeträge beim Hinzu-
verdienst gelten«, berichtete 
metall in der Juli-Ausgabe.

Die Änderungen gelten für
alle Bezieher von Arbeitslosen-
geld II, die ab Oktober 2005 ei-
nen Job annehmen.

Für diejenigen, die bereits
davor eine Nebentätigkeit hat-
ten, gelten die Regelungen erst,
wenn sie nach Ablauf des
(meist sechsmonatigen) Bewil-
ligungszeitraums einen neuen
Antrag auf Arbeitslosengeld II
stellen.<

Arbeitsverträge
Klauseln im Arbeitsvertrag, wo-
nach der Arbeitnehmer eine
Vertragsstrafe zahlen muss,
wenn der Arbeitgeber ihm
wegen vertragswidrigen Ver-
haltens fristlos kündigen kann,
sind unwirksam. Die Vorausset-
zungen für eine Vertragsstrafe
müssen klar und verständlich
formuliert sein. Der Arbeitneh-
mer muss von vornherein
wissen, auf Grund welcher kon-
kreten Pflichtverletzungen sie
fällig wird. 
BAG – 8 AZR 425/04 vom
21. April 2005

Widerspruch einlegen

der Auffassung, dass das Kinder-
geld auch für die Zeit nach-
bezahlt werden muss, die vor
dem Erlass des bestandskräfti-
gen Bescheids liegt. Der Grund:
Das Bundesverfassungsgericht
hat dieAuslegung des Paragrafen
32 Absatz 4 Satz 2 Einkommens-
steuergesetz bindend auch für
die Vergangenheit vorgenom-
men. Denn es hat klargestellt,
dass bei der Berechnung des an-

zurechnenden Einkommens So-
zialversicherungsbeiträge schon
immer hätten abgezogen wer-
den müssen.

Deshalb ist ein Ablehnungsbe-
scheid, der darauf beruhte, dass
das Einkommen falsch berechnet
worden ist, aufzuheben oder zu
ändern, wenn jetzt nachträglich
bekannt geworden ist,dass das zu
berücksichtigende Einkommen
nach Abzug auch der Sozialversi-
cherungsbeiträge den Grenzbe-
trag nach Paragraf 32 Absatz 4
Einkommenssteuergesetz nicht
überschreitet. Diese falsche Ein-
kommensermittlung gilt für alle
Ablehnungsbescheide seit dem
Jahr 2001.

Wenn Familienkassen jetzt
entsprechende Anträge mit dem
Hinweis auf bestandskräftige
Ablehnungsbescheide zurück-
weisen, sollte auf jeden Fall Wi-
derspruch eingelegt werden.

Widerspruchsformulare gibt
es im Jugend-Portal der IG Me-
tall. Internet: www.jugend.igme
tall.de/kindergeld/<

Antonela Pelivan
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Kindergeld-Entscheidung

ArbeitslosengeldUrteile
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Lothar Kamp über

Finanzinvestoren

Die Ruhe ist dahin. Die ersten
aggressiven Auftritte von Finanz-
investoren in Deutschland de-
monstrieren ein neues Spiel der
Kräfte. Der traditionelle deut-
sche Kapitalismus wird durch
einen Aktionärskapitalismus an-
gelsächsischer Prägung ab-
gelöst.Die Folgen für Unterneh-
men und Beschäftigte sind groß.

Deutsche Banken ziehen sich
aus der Kreditfinanzierung der
Unternehmen zurück. An ihre
Stelle tritt die Finanzierung über
den Kapitalmarkt. Die Geldinsti-
tute waren an der sicheren
Rückzahlung ihrer Kredite in-
teressiert und weniger an maxi-
malen Profiten mit hohen Risi-
ken. Anders die Finanzinvesto-
ren: Sie gehen hohe Risiken ein

und verfolgen ehrgeizige Ren-
diteziele. Sie drängen langfristi-
ge Unternehmensstrategien, die
Zeit brauchen, zugunsten kurz-
fristiger Profitmaximierung zu-
rück.

Alle Strategien richten sich
auf den Unternehmenswert aus,
bei Aktiengesellschaften also auf
einen möglichst hohen Aktien-
kurs. »Shareholder value«-Kon-
zepte steigern den Wert für die
Anteilseigner: Konzentration
auf Kerngeschäfte, Abstoßen
von Randaktivitäten einschließ-
lich zugehöriger Beschäftigter,
optimale Verschuldung des Un-
ternehmens und dadurch Er-
höhung der Eigenkapitalrendi-
te, einer wesentliche Zielgröße
der Investoren. Aus ehemals er-
folgreichen Unternehmen kön-
nen so vermögensleere Hüllen
werden.

Unter den Finanzinvestoren
sind Beteiligungs-(Private-Equi-
ty-)Gesellschaften von Hedge
Fonds zu unterscheiden. Nicht
alle Investoren sind »Heu-
schrecken«. Zwar haben auslän-
dische Beteiligungsgesellschaf-
ten bei dem profitablen Bad-
armaturenhersteller Grohe ei-
nen starken Beschäftigungsab-
bau und eine hohe Unterneh-
mensverschuldung durchge-
setzt. Das insolvente Unterneh-
men Pro7Sat1 hingegen wurde
gerettet. Dies traute sich offen-
bar kein deutscher Investor zu.
Andere Finanzinvestoren schuf-
en aus zwei mittleren deutschen
Duft- und Geschmacksstoffher-
stellern das weltmarktfähige

Mächtige
Wirtschaftsakteure

»

»Wir wollen dazu bei-
tragen, die Aktivitäten
an den Finanz- und Ka-
pitalmärkten transpa-
renter zu machen.«

Sein Lebenslauf
Lothar Kamp (57) hat Volks-
wirtschaftslehre studiert. Er ist 
Leiter der Abteilung Mitbestim-
mungsförderung in der Hans-
Böckler-Stiftung in Düsseldorf.
Er gilt als ein renommierter Mit-
bestimmungsexperte. Seine
weiteren Schwerpunkte sind
außerdem: Unternehmensorga-
nisation sowie Unternehmens-
strategie.

Sein aktuelles Buch
»Die Diskussion über das an-
gemessene Maß zwischen
Freiheit der Märkte und Regu-
lierung möglicher Risiken ist
in Bewegung geraten.«
Zusammen mit Autorin Alex-
andra Krieger geht Kamp den
Fragen nach: Welche Strategien
verfolgen Finanzinvestoren?
Und: Welche Konsequenzen hat
ihre Geschäftspolitik für die Be-
schäftigten? Die Autoren por-
trätieren verschiedene Investo-
rentypen und bieten ein um-
fangreiches Glossar. Außerdem
wird die Notwendigkeit von
Marktregulierungen diskutiert. 

Hedge Fonds beeinflussen oft selbst gezielt die Kurse

Bis vor einigen Jahren
herrschten in der deut-
schen Wirtschaft der

»Rheinische Kapitalismus« und
die »Deutschland AG«. Perso-
nelle Verbindungen der Wirt-
schaftsakteure, enge Verflech-

tungen deutscher Unternehmen
und der große Einfluss der Ban-
ken sorgten gleichermaßen für
Profite und eine langfristige
Ausrichtung der Unterneh-
mensstrategien mit relativ be-
ständigen Arbeitsplätzen.

»

»

Lothar Kamp/ Alexandra

Krieger: Die Aktivitäten von

Finanzinvestoren in Deutsch-

land, Arbeitspapier, Hans

Böckler Stiftung, 10 Euro
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Unternehmen Symrise. Bei Mo-
bilcom sind Finanzinvestoren
wiederum dabei, das Unterneh-
men finanziell auszubluten und
eine hohe Kapitalausschüttung
an sich selbst zu erreichen. Ag-
gressive Hedge Fonds hinderten
die Deutsche Börse am Kauf der
Londoner Börse und erzwangen
den Rücktritt von Vorstandsvor-
sitzendem und Aufsichtsräten.
Große Unternehmen, wie MAN
oder Linde, beugen sich dem
Druck des Kapitalmarkts und
stoßen »Randgeschäfte« ab.An-
dere verschulden sich höher.

Hedge Fonds verfolgen mit
kleinen Beteiligungen sehr
kurzfristige Anlagestrategien.
Sie spekulieren auf Kursschwan-
kungen und beeinflussen oft
selbst gezielt die Kurse. Demge-
genüber verschaffen sich Priva-
te-Equity-Firmen für einen
Zeitraum von drei bis acht Jah-
ren die Mehrheit an einem Un-

ternehmen, steigern dessen
»Wert« und verkaufen es mit
Gewinn weiter. Mindestens
während der Beteiligungsphase
kann ihnen das Unternehmen
so nicht gleichgültig sein.

Durch den Rückzug der Ban-
ken haben viele Mittelständler
inzwischen ein Finanzierungs-
problem und
sind teilweise
auf Finanzin-
vestoren an-
gewiesen.
Auch wollen
manche Er-
ben von Firmengründern das
Unternehmenskapital durch
den Verkauf an meistbietende
Investoren versilbern.

Für Arbeitnehmervertretun-
gen sind bei Beteiligungen von
Finanzinvestoren Informatio-
nen über den Investor wichtig:
Verfolgt er lang- oder kurzfristi-
ge Ziele oder einen Börsengang?

Will er an einen anderen Finanz-
investor oder an ein anderes Un-
ternehmen verkaufen? Welcher
Verschuldungsgrad wird ange-
strebt? Welche Arbeitsplätze sind
gefährdet? Sind Verlagerungen
ins Ausland vorgesehen? Wichti-
ges eigenes Ziel ist es, sich für die
Reinvestition von Gewinnen

statt für ihre
Ausschüt-
tung einzu-
setzen.
Auch volks-
wirtschaft-
lich führt

die Finanzierung über den Kapi-
talmarkt zu großen Risiken, da
sie immer abstraktere Formen
annimmt. Mit Finanzinstrumen-
ten wie beispielsweise Derivaten
wird mittlerweile gehandelt wie
mit Produkten; mit ihnen wer-
den Wetten auf die künftige Ent-
wicklung von Kursen und Märk-
ten eingegangen. Diese Papiere

sind oft durch Kredite finanziert.
Bei nicht erwarteten Kursent-
wicklungen können Kettenreak-
tionen schwerwiegende Folgen
für viele Banken und Unterneh-
men haben.

Hedge Fonds operieren weit-
gehend unkontrolliert. Zahlrei-
che Politiker und Kapitalmarkt-
experten verlangen eine schär-
fere staatliche Regulierung die-
ser Akteure über Verhaltensvor-
schriften, Registrierungspflicht
und Offenlegung von Zielen,
Strategien und Vorgehenswei-
sen. Durch Verbesserung der
Präsenz der Anteilseigner auf
Hauptversammlungen sollen Ge-
legenheitsmehrheiten von Hed-
ge Fonds verhindert werden,
beispielsweise durch gesetzli-
che Mindestanwesenheitsquo-
ten, Stimmrechtsentzug bei nur
kurzfristiger Unternehmensbe-
teiligung oder Dividendenan-
reize für Anwesenheit.<

»Finanzinvestoren ge-
hen hohe Risiken ein
und verfolgen ehrgeizige
Renditeziele.«
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Lösungswort Kreuzworträtsel

Das Lösungswort auf eine Postkarte schreiben
und bis 30. November 2005 senden an: 
Redaktion metall, Preisrätsel, 60146 Frankfurt

Lösungswort aus September: Informationszugang

Diesen Monat verlosen wir 
unter den Einsendern der
richtigen Lösung wieder 

>fünf IG Metall-Autosicher-
heitswesten als Extrapreis.
Zusätzlich verlosen wir
zwei IG Metall-Fußbälle

Der Zusatzgewinn
im Juli:
Je ein IG Metall-Fußball
geht an:
Jerry Mahan, Teublitz
Holger Werner, Köln

Teilnehmen können nur Mitglieder 
der IG Metall, allerdings keine 
hauptamtlich Beschäftigten.

Hauptpreise:
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Rätsel

Die ACE-Klubmitgliedschaft gewinnt:
Johanna Effler, Blankenburg

Unsere Gewinner des Drei-Monats-Rätsels
Teil 7 bis 9:
1. Preis: Heinz Person, Lübeck
2. Preis: Georg Müller, Recklinghausen
3. Preis: Erwin Wachur, Prosselsheim

Drei-Monats-Rätsel . . . Teil 11
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Wenn Sie im Kreis mit dem Sternchen beginnen und dann Zug
um Zug den Verbindungslinien folgen, ergibt sich der elfte Teil
unseres Drei-Monats-Rätsels. 3. Preis:

Ein Multi-
Funktionswerkzeug
»Leatherman«
aus Edelstahl

1. Preis:
Eine IG Metall-Wanduhr
aus Edelstahl

2. Preis:
Ein original
Steiff-Teddy
»Petsy«

Redaktion metall, Preisrätsel, 
60146 Frankfurt

Sie müssen den Spruch aus drei aufeinan-
der folgenden Heften eines Quartals
lösen. Haben Sie den richtigen Spruch
herausgefunden, können Sie pro Quartal
einen der drei Hauptpreise und einen von
zehn Gutscheinen für die Büchergilde
Gutenberg im Wert von 25 Euro gewinnen,
gestiftet von der BHW-Leben. Und als wei-
teres Extra: eine ACE-Klubmitgliedschaft
für ein Jahr im Wert von 51 Euro.

Lösungsspruch des Drei-Monats-Rätsels aus
Teil 10 bis 12 auf eine Postkarte schreiben
und bis 31. Dezember 2005 einsenden an:

Lösungsspruch Teil 7 und 9:
Die Gedanken sind frei,
aber nur auf Bewaehrung.



ass sich die Lebensbedingungen
in den indonesischen Textil- und
Schuhfabriken – wenn auch

langsam – verbessern, sagen Beobachter, ist
auch Ngadinah Binti Abu Mawardi (33) zu
verdanken. Die zierliche, junge Frau mit
dem Kopftuch, den großen, dunklen Augen
ist als fünftes von acht Geschwistern in
einem kleinen Dorf auf der indonesischen
Insel Java aufgewachsen. Ihre Eltern waren
moslemische Bauern. Als der Vater nach
einem Verkehrsunfall starb, musste die da-
mals 14-Jährige ihre Schulausbildung ab-
brechen und Geld für die Familie verdienen.
Sie verdingte sich als Arbeiterin, zuletzt bei
der Firma PT. Panarub in Jakarta, die rund
8000 Menschen, vor allem Frauen, beschäf-
tigt. Sie nähte Sportschuhe,überwiegend für
den Hauptabnehmer Adidas Salomon. Seit
1998 engagierte sie sich in der Indonesia
Shoe Manufacturers Union, wurde Gewerk-
schaftssekretärin im Betrieb. Bei einem
mehrtägigen Streik im September 2000 war
sie eine der Sprecherinnen. Ein halbes Jahr

später, nach einem Fernsehinterview, wurde
sie verhaftet und eingesperrt. Sie hatte die
menschenunwürdigen Arbeitsbedingungen
und die Einschüchterungsversuche bei dem
Unternehmen PT Panarub angeprangert.Dies
sei, so die Behörden,verboten.Außerdem ha-
be sie als Streikführerin andere zur Gewalt
aufgerufen.Diese aus der
niederländischen Kolo-
nialzeit stammenden Ge-
setze waren auch früher
immer wieder gegen Ar-
beiter und Opposition
angewandt worden. Nur
ihre Gewerkschaftszuge-
hörigkeit bewahrte Ngadinah Binti Abu Ma-
wardi vor langer Haft. Sie kam, nach einer in-
ternationalen Solidaritätskampagne, vier
Wochen später wieder frei, wurde aber unter
Hausarrest gestellt. Auch Adidas beteiligte
sich und bat den indionesischen Arbeitsminis-
ter um eine »faire Behandlung«. Sie wurde
freigesprochen und dankte nach ihrer Entlas-
sung allen,die ihr halfen:»Ich hoffe,dass wir

für immer in Solidarität vereint sind im
Kampf gegen die Ausbeutung.« Sie gab nicht
auf und kehrte zu ihrer alten Firma zurück.

2002 besuchte sie Deutschland, berichtete
beim Kongress »Fit For Fair« über die Arbeits-
bedingungen in ihrer Heimat. Beim Stadt-
bummel durch Köln besichtigte sie in den
Sportgeschäften die Schuhe mit den drei Strei-
fen, die sie in Indonesien fertigte und die hier
100 Euro kosten.Gerade 0,40 Euro davon ver-
dienen die Näherinnen pro Paar, Tageslohn
zwischen drei und fünf Euro. Sie leben oft ge-
trennt von ihren Familien, schuften über
zwölf Stunden täglich in den lauten Hallen,
atmen Klebstoffdämpfe, müssen immer wie-
der unbezahlte Überstunden machen und
werden ständig mit der Drohung der Fabrik-
schließung erpresst.

Die IG Metall finanziert Ngadinah Binti
Abu Mawardi seit 2003 ein Jurastudium.

2004 kandidierte sie für
den Stadtrat in Tange-
rang im Ostteil Jakartas
und machte sich gleich-
zeitig mit einem kleinen
Essenstand selbstständig.
Ihre Wohnung ist das
Büro der 1994 gegrün-

deten, kleinen, aber sehr aktiven Gewerk-
schaft Perpubas. Ihr diesjähriger Studien-
bericht für die deutschen Unterstützer klingt
bescheiden. Sie bittet trotz guter Durch-
schnittsnoten um Verständnis dafür, dass sie
wegen der Gewerkschaftstätigkeit und der
Arbeit am Essenstand, mit dem sie ihren
Lebensunterhalt verdiente, »nicht so gut ab-
geschnitten« habe.<

Porträt

31metall 11/2005

Ngadinah
Binti Abu
Mawardi

Sie kämpft in Indonesien für die Rechte der Arbei-
ter in der Schuhindustrie. Die ehemalige Arbeiterin
studiert Jura und betrieb einen Essenstand.

metall-Redakteurin Heide Platen berichtet über
die Lebensgeschichte der Näherin

Indonesische Gewerkschafterin Ngadinah Binti Abu Mawardi
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»Ich hoffe, dass wir für
immer in Solidarität vereint
sind im Kampf gegen die
Ausbeutung.«
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Karikatur
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